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niß hierzu nur dem Präſidenten der Verſammlung ein⸗ 
räumt, wird einen Minifter wie Herrn v. Manteuf⸗ 
fel nicht abhalten können, ſich eine Verſammlung zu 
ſchaffen, die auf ſeinen Wink Gehorſam leiſtet. Schon 
iſt es gelungen, was nicht blos vom Miniſterium, ſon⸗ 
dern auch von einer ausgeſchiedenen Fraktion längſt 
vorbereitet iſt, den Herrn v. Mylius zum Eintritt in 
die preußiſche Nationalverſammlung zu bewegen, um 
dadurch deſſen Stellvertreter, Herrn v. Berg, zu be 
ſeitigen. Es iſt deſſenungeachtet Hoffnung vorhanden, 
der Verſammlung dieſes talentvolle Mitglied durch eine 
der nächſtens in der Provinz Sachſen ſtattfindenden 
Erſatzwahlen zu erhalten. — In Betreff der famoſen 
Artikel des Staatsanzeigers erfahren wir, daß 
ein Theil derſelben durch einen Neffen des Herrn 
v. Manteuffel, den Aſſeſſor v. Lariſch, verfaßt iſt. 
Aus der Feder deſſelben ſtammen auch die der Voſſ. 
und Spener'ſchen Zeitung amtlich zugefertigten Rekla⸗ 


Bekanntmachung. 
Nachdem der Herr Oberpräſident Pinder 
ſein Amt niedergelegt hat, habe ich auf Anwei— 
fung des königl. Staats⸗Miniſterii die Dienſt⸗ 
geſchäfte deſſelben mit dem heutigen Tage in- 
terimiſtiſch übernommen. . 
Im höhern Auftrage bringe ich dies hier— 
durch zur öffentlichen Kenntniß. 
Breslau, den 21. November 1848. 
Der königl. Regierungs-Präſident. 
v. Schleinitz. 


Preußen. 
Berlin, 22. Nov. Das 52. Stück der Geſetz⸗ 
ammlung enthält unter Nr. 3060 das allerhöchſte 


Im Verlage von Reuter und Stargardt erſcheint 
eine Broſchüre „der Verrath der Camarilla“ mit 
einem Vorwort von Joh. Jakoby. Dieſelbe wird 
viel intereſſante Aufklärungen für die jetzigen Verhält⸗ 
niffe geben. Die Deputation der Städte Köln, 
Koblenz und Trier hat vom Miniſter-Präſidenten 
folgendes (bereits geſtern dem Inhalte nach mitgetheilt) 
Antwortſchreiben erhalten: „Die Herren Deputirten der 
Gemeinderäthe zu Köln, Koblenz und Trier benachrich⸗ 
tige ich ergebenſt, daß des Königs Majeſtät die Depu⸗ 
tation in einer Audienz zu empfangen, Anſtand genom⸗ 
men haben, da ich die Vorſtellung derſelben mit den 
Rückſichten, welche ich bereits mündlich der Deputation 
geſtern mitgetheilt habe, meinerſeits nicht befürworten 
konnte. Nachdem bereits zahlreichen Deputationen vie⸗ 
ler Gemeinden und darunter mehrerer großen Städte 
unter den obwaltenden Verhältniſſen das gleiche Geſuch 
abgelehnt worden iſt, kann in dieſem Falle ohne begrün⸗ 


rivilegium vom 18. Oktober d. J., wegen Aufhebung 
auf den Inhaber lautender Stolper Kreis-Obligationen 
zum Betrage von 80,000 Rthlirn.; und Nr. 3061 
den allerhöchſten Erlaß vom 8. November d. J., be⸗ 
treffend die Verlängerung des am Schluſſe d. Jahres 
ablaufenden Zoll⸗Tarifs. 

Dem Privat⸗Sekretär Friedrich Wilhelm Textor 
hierſelbſt iſt unter dem 19. November 1848 ein Ein⸗ 
führungs⸗Patent auf ein durch Beſchreibung erläuter⸗ 
tes Verfahren, auf galvaniſchem Wege Reliefplatten 
darzuſtellen, inſoweit es als neu und eigenthümlich er⸗ 
kannt worden iſt, und ohne Jemand in der Anwen⸗ 
dung bekannter Methoden zu behindern, auf ſechs 
Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für den 
Umfang des preußiſchen Staats ertheilt worden. 

C. B. Berlin, 22. Novbr. ( Tagesbericht.] 
Die Reichskommiſſäre Simſon und Hergenhahn 
hatten geſtern Abend offizielle Konferenzen mit dem 
Staatsminiſterium. Amtliche Beſprechungen mit Mit⸗ 
gliedern der Nationalperſammlung haben noch nicht 
lattgefunden. Nur in der Form privater vertraulicher 

ittheilung hat Herr Simſon eine Vermittelung zwi⸗ 
en der Regierung und der Nationalverſammlung ver⸗ 
ſucht. Derſelbe hat den Vorſchlag gemacht, die 

erſammlung möge ſich nach Brandenburg 
egeben, dort einer Sitzung beiwohnen und, 

Falls in dieſer eine Vereinigung nicht zu 
Stande kommen ſollte, nach gehöriger Wah: 
rung ihrer Rechte, ſich nach Berlin zurüd: 
begeben. Von Seiten des Miniſteriums iſt bis⸗ 
her noch kein direkter Schritt geſchehen, um eine Eini⸗ 
gung mit den Volksvertreter herbeizuführen. Vielmehr 
ſcheint man gefliſſentlich einer ſolchen aus dem Wege 
zu gehen, Dem von hier aus verbreiteten Gerücht, 
daß ein großer Theil der Abgeordneten ſich 
auf Montag in Brandenburg einfinden und 
ſomit eine beſchlußfähige Anzahl (202) dort 
anweſend fein werde, können wir nach den ſerg⸗ 
ſamſten Eckundigungen auf das Beſtimmteſte wider: 
ſprechen. Eine bindende Erklärung, den gefaßten Be⸗ 
ſchlüſſen gemäß nicht nach Brandenburg zu gehen, iſt 
bis jetzt von 268 Mitgliedern unterzeichnet. Das fo 
eben ausgegebene amtliche Verzeichniß derſenigen 

itglieder, welche ſich an den Berathungen in Berlin 
betheiligen, enthält 277 Nummern. — Dem Ver⸗ 


nehmen nach beabſichtigt das Miniſterium, an Stelle 


derjenigen Mitglieder, welche Montag in Brandenburg 
nicht ſein werden, die Stellvertreter einzuberufen. 


Der Umſtand, daß das Geſchäftsreglement die Befug⸗ 


men. Herr v. Lariſch war ſchon durch Herrn Eich— 
mann als ein brauchbares Werkzeug für die Inten⸗ 
tionen unſer beiden jüngſten Miniſter des Innern zu 
den Arbeiten dieſes Departements herangezogen worden. 
— Dr, Heilberg, nach feiner neulichen Verhaftung 
freigelaſſen, iſt unter Androhung einer nochmaligen 
Verhaftung, polizeilich ausgewieſen, obſchon er in Preu⸗ 
ßen Heimathsrechte beſitzt und den Nachweis geführt 
hat, daß er als Mitredakteur der Zeitungshalle und als 
Hauslehrer einen legitimen Zweck und die erforderlichen. 
Subſiſtenzmittel für ſeinen Aufenthalt in Berlin hat. 
Der Redakteur des Publiciften, Herr Thiele, iſt mit 
3 ſeiner Haftsgenoſſen nach zweitägiger Wanderung 
durch ſämmtliche in Berlin beſtehende Gefängniſſe, auf 
freien Fuß geſetzt worden. Nach der in ſeinem Blatte 
enthaltenen Darſtellung iſt es ihm bis jetzt nicht ge⸗ 


lungen, einen Grundſatz für die gegen ihn verhängten 
Maßregeln zu ermitteln. — Die Rede des Herrn Baſ— 
ſermann hat hier einen eigenthümlichen Eindruck ge⸗ 
macht und es hat die Lachmuskeln Vieler gereitzt, daß 


Herr B. aus einem humoriſtiſchen Tableau („Traum 


eines rothen Republikaners“) Folgerungen über 
die hieſigen Zuſtände zu ziehen verſucht hat. Wäre 
Hr. B. einige Wochen früher eingetroffen, ſo hätte ein 
anderes, von demſelben Verfaſſer ausgehendes Tableau 
(„Traum eines Reaktionärs“) den Herrn Reichs⸗ 
Unterſtaats⸗Sekretär analog feinem jetzigen Urtheile die 
Verhältniſſe vielleicht in dem entgegengeſetzten Lichte 
ſehen laſſen. Wir wollen heute einmal den im 
„Berichtigen“ ſo eifrigen Staatsanzeiger berich— 
tigen. In der gefteigen Nummer deſſelben wird das 
Minoritäts gutachten aus Frankfurt, das, wie wir 
erfahren, im deutſchen Parlamente durchgefallen, als 
Majoritäts gutachten gegeben und feine wahrſchein⸗ 
liche Erhebung zum Beſchluſſe prophezeiht. Der Staats⸗ 
anzeiger, der ſich dies ſchon bei ſehr zuverläſſigen Nach⸗ 
richten herausgenommen, würde, hätte das Organ einer 
andern Partei Aehnliches gethan, dies eine „geh äſ— 
ſige Lüge“ genannt haben; wir begnügen uns da⸗ 
mit, die Unzuverläſſigkeit dieſes offiziellen Organs hier⸗ 
mit dargethan zu haben (vergl. Frankfurt a. M.) 
— In der Deckerſchen Geh. Oberhofbuchdruk⸗ 
kerei ſoll bereits an einer von den Profeſſoren Stahl 
und Keller bearbeiteten Verfaſſung mit einem 


Wahlgeſetze gedruckt werden. Es iſt dieſes Gerücht 


die Conſequenz ei es anderen, welches erzählt, daß, 
wenn in Brandenburg ſich eine beſchlußfähige Anzahl 
von Mitgliedern nicht einfindet, die Nat.⸗Verſ. aufge⸗ 
löſt und eine Verfaſſung werde octroyirt werden. — 


dete Beſchwerde derſelben, keine Ausnahme gemacht 
werden. — Wenn jedoch die Herren Deputirten ſchrift⸗ 
lich ihre Anſichten und Wünſche Sr. Maj. dem Kö⸗ 
nige mittheilen wollen, ſo wird es meine Pflicht ſein, 
die mir zugeſtellten Eingaben und Adreſſen unverzüglich 
zur Allerhöchſten Kenntniß zu bringen. — Berlin, 
den 21. Nov. 1848. 


gez.: v. Brandenburg.“ 
D Berlin, 22. November, [Wird die Na: 


tionalverfammlung in Brandenburg tagen 


oder nicht? — Offizielle Erklärung. — Trup⸗ 
pen und Bürgerwehr. Zeitungen. Spione.) 


Je mehr wir uns dem Tage nähern, der uns endlich 


eine Entſcheidung über unſere nächfte Zukunft bringt, 
deſto mehr verwirren ſich alle Begriffe über die Art 
der Löſung des einmal herrſchenden Konfliktes. So 
viel darf aber mit Beſtimmtheit ausgeſprochen werden, 
daß bis dieſen Angenblick alle Vermittelungsvorſchläge 
durch die daran geknüpften Bedingungen total auf 
beiden Seiten geſcheitert ſind. Die beiden Frankfurter 
Abgeordneten hatten geſtern und heute Unterhandlungen 
mit je 3 Mitgliedern der verſchiedenen Fraktionen und 
die letzteren haben ſich dahin geeinigt, daß man nach 
Brandenburg gehen werde, wenn zuvor ein anderes 
Miniſterium und zwar ein Miniſterium Beckerath 
ernannt ſei. Die Frankfurter Abgeordneten ſtellten da⸗ 
gegen Bedingungen, die ſofort von der Hand gewieſen 
wurden. Auf die den beiden Abgeordneten vorgelegte 
Frage: Was denn eigentlich nun zur Ausführung des 
am 14. in Frankfurt gefaßten Beſchluſſes über die Er⸗ 
nennung eines volksthümlichen Miniſteriums geſchehen 
ſei? erklärten dieſelben achſelzuckend: a eine Ders 
handlung darüber mit dem jetzigen? inifterium bei 
dem großen Zeitmangel deſſelben noch faſt gar kein 
Reſultat geliefert hat. Von einer andern Seite wird 
verſichert, daß die hieſigen Abgeordneten unter keiner 
Bedingung Berlin verlaſſen und nach Brandenburg 
gehen werden. Und trog dem Allen find heute die 
fämmtlichen Aktenſtücke und die Bureau⸗Utenſilien nach 
Brandenburg geſandt worden. — Der Bericht des 
Unterſtaatsſekretärs Baſſermann hat bereits eine 
offizielle Erklarung, welche an die Reihe: 
verſammlung gerichtet iſt, hervorgerufen. Dieſelbe 
lautet: . 
„Hohe Verſammlung! Der Herr unter⸗Staats⸗ 
Sekretär Baſſermann hat in der 11Sten Sitzung der deut⸗ 
ſchen Reichsverſammlung über ſeine Sendung nach Berlin 
Bericht erſtattet. Wir verſchmähen es, mit Herrn Baſſer⸗ 
mann darüber zu rechten, wie und wo er ſeine Anſchauun⸗ 
gen von der Phyſiognomie der Stadt, von der Haltung der 
Bevölkerung, gegenüber den Gewaltſtreichen der Regierung, 


200 


darüber Aufklärung zu erhalten, wer den Befehl dazu 
ertheilt hat. Durch ein dreimaliges Hoch drückten die 
zum großen Theil ſchon eingekleideten Landwehrlente 
den in Berlin beiſammen gebliebenen Volksvertretern 
ihre Ergebenheit und Hochachtung aus. Die Stim⸗ 
mung der Offiziere iſt unbekannt. — In der Gegend 
von Colleda hat der Dr. Stockmann einen bewaffne⸗ 
ten Aufſtand organiſirt, und iſt mit circa 3000 Mann 
zwar aufgebrochen, aber bis jetzt auf ſeinem Wege 
nach Berlin nicht weit vorgeſchritten, da dieſer Schritt 
in der Bevölkerung keinen Anklang findet. 
5 (Magdeb. 3.) 

Cleve, 18. Nov. [Bewegung.] An dem 19., 
als morgen, findet hierſelbſt im Schützenhauſe eine 
große Kreisvolksverſammlung ſtatt. Bereits zwei Adreſſen 
ſind von hier abgegangen, die eine von den politiſchen 
Klubbs, die andere von der Bürgerwehr. Die Aufre⸗ 
gung iſt groß und läßt Vieles befürchten. Das Land 
rings herum nimmt lebhaften Antheil, da auch die 
meiſten Städtchen und Dörfer, wie Cranenburg, Niel 
u. ſ. w., bereits Adreſſen mit der Verſicherung zur 
Vertheidigung der Freiheit und der Vertre⸗ 
ter der Nation in Maſſe aufſtehen zu wol⸗ 
len, abgeſandt haben. Unſer Deputirter, Herr 
Arntz, bisher Mitglied der Rechten, jetzt des linken 
Centrums, hat einen Aufruf erlaſſen, der an allen 
Straßenecken angeklebt iſt und mit Begeiſterung auf⸗ 
genommen wird. 

Düſſeldorf, 19. Novbr. [Die Bürgerwehr.) 
Zufolge eines Tagesbefehls des proviſoriſchen Chefs der 
hieſigen Bürgergarde, Herrn L. Cantador, fand 
heute Morgen große Parade-Aufſtellung der ganzen 
hieſigen Legion, der ſich die Bürgerwehrmänner aus 
den Nachbarorten Hamm, Bilk, Derendorf, Ratingen, 
Kaiſerswerth und Gerresheim angeſchloſſen, im Gan⸗ 
zen 2800 Mann, in der Alleeſtraße ſtatt. Nach Been— 
digung der Parade durchzogen die Wehrleute, unter 
Vorausritt des Chefs mit ſeiner Adjutantur, einen 
Theil der Stadt bis vor das Rathhaus, von deſſen 
Balkon herab der Chef nachſtehende Anrede an die 


gewonnen hat. Der 9. Novbr. ift ſchon der Geſchichte an⸗ 
heimgefallen. Der Preſſe mag es überlaſſen fein, nachzu⸗ 
weiſen, daß Herrn Baſſermann's Schilderung bis in die 
kleinſten Züge falſch iſt. — Wenn aber ein Beamter des 
Reichs über ſeine amtliche Thätigkeil die hohe Verſammlung 
mit fo folgenſchweren unwahrheiten zu hintergehen ſucht, fo 
wäre Schweigen ein Verrath an der heiligen Sache, für die 
wir im ehrlichen Kampfe ſtehen und fallen, die wir aber 
nicht meuchlings wollen morden laſſen. Wir erklären daher, 
unter Zuſtimmung aller unſerer Kollegen: ; 

„daß Herr Baſſermann, als Abgeſandter der deutſchen 

Centralgewalt, mit der preußiſchen Nationalverſamm⸗ 

lung oder mit den zurückgebliebenen Deputirten, wie 

er ſich auszudrücken beliebt, gar nicht unterhandelt, zu 

unterhandeln nicht einmal verſucht hat.“ y 
Seine ganze Thätigkeit in dieſer Richtung hat ſich, ſo viel 
wir durch die forgfältigfte Nachforſchung haben ermitteln 
konnen, darauf beſchränkt, daß er unter der ausdrücklichen 
Erk ärung, er komme als Privatmann, dem Praſidenten 
v. Unruh einen Beſuch gemacht, einen nach der Anſicht des 
Herrn v. unruh unausführbaren Vorſchlag geäußert, und 
daß er bei Gelegenheit eines Krankenbeſuchs ein Mitglied 
des linken Gextrums feine perſönliche Meinung über die 
Bed ngungen einer Transac ion hat ausſprechen hören. — 
Daß die preußiſche Nationalverſamm lung nur auf die von 
Her ern Baſſermann angegebenen Bedingungen mit der Krone 
unt erhandeln wolle, iſt eine unwahrheit. — Berlin, 
22. November 1848. — Das Präfidium der Natio- 
nalverſammlung.“ 

Unſere Truppenmacht in und um Berlin nimmt 
bedeutend ab und durch die ſtündlich auf's Neue ein: 
gehenden Nachrichten aus den Provinzen iſt man im 
Miniſterium ernſtlich heute damit beſchäftigt geweſen, 
die Truppenmacht noch um ein Bedeutendes zu redu⸗ 
ziren. Es ſind ſogar deshalb ſchon heute Vormittag, 
indem die ſämmtlichen Majore der Bürgerwehr plötz⸗ 
lich zuſammenberufen wurden, gewiſſe Unterhandlungen 
üter die fofortige Reorganiſation der Bürger: 
wehr angeknüpft worden, in Folge deſſen ſehr viele 
Kompagnien der Bürgerwehr noch auf heute Abend 
zu einem Apell zuſammenberufen worden ſind. — Nach⸗ 
dem die Nationalzeitung mit ihrer Entſchädigungs⸗ 
klage gegen die Wrangelſche Suspenſion um deshalb 
abgewieſen worden iſt, weil ſie dieſelbe ſelbſt verſchuldet 
hat, haben die Zeitungshalle und die Reform 


grade auf dieſen Paſſus hin eine Entſchädigungsklage 
angeſtellt, da dieſe ihre Suspenſion nicht verſchuldet ha⸗ 
ben. — Eine neue, oder eigentlich eine alte, traurige 
Frucht hat der Belagerungszuſtand uns gebtacht. Das 
Vigilanten- und Spionir⸗Weſen nimmt hier auf eine 
Weiſe überhand, daß man keinen Augenblick ſelbſt in 
Privathäuſern vor ſolchen feilen Subjekten, die ein 
offenes Ohr für jedes freiſinnige Wort haben, ſicher iſt. 

Der Miniſter Hanſemann iſt geſtern von Frank⸗ 
furt wieder hier eingetroffen. — Heute Nachmittag 
find, die Reichs⸗Kommiſſare Hergenhahn und Sim: 
ſon in Begleitung Milde's nach Potsdam gefahren. 
— Dr. Sedlag, Biſchof von Culm, Dr. Groß⸗ 
mann, Weihbiſchof aus Frauenburg, Schweder, 
Navigations⸗Direktor von Danzig, Wulfsheyn, Re⸗ 
gierungs⸗Rath und Ober-Bürgermeiſter von Trier, find 
hier angekommen. - 

[(Statiſtiſches.] Das Centralblatt für die 
innere Verwaltung bringt eine intereſſante Nach⸗ 
weiſung der Gewerbeſteuer, welche im Jahre 
1847 im preußiſchen Staate gezahlt worden iſt. Nach 
dieſer Nachweiſung iſt von den ſtehenden Gewerben an 
Steuer gezahlt worden 2,363,135 Thlr. und von den 
im Umherziehen ertheilten Gewerbeſcheinen 327,956 
Thlr., alſo im Ganzen 2,691,091 Thlr. Dieſer Be⸗ 
trag hat 107,337 Thlr. Erhebungskoſten verurfacht, fo 
daß ſich der Reinertrag der Gewerbeſteuer auf 
2,579,659 Thlr. beläuft. Unter den einzelnen Regie⸗ 
rungsbezirken hat Berlin 196,210 Thlr. gezahlt. Am 
meiften haben die Regierungsbezirke Breslau, 219,431 
Thlr., Düſſeldorf 216,448 Thlr., am wenigſten die 
Regierungsbezirke Stralſund, 27,343 Thlr., Köslin 
35,542 Thlr., gezahlt. Gewerbeſcheine zum Haufiren 
ſind vertheilt im Jahre 1847 im Ganzen 48,213 St., 
darunter 11,632 Gratisſcheine. — Daſſelbe Blatt 
bringt eine Ueberſicht der im Frühjahr 1847 
und 1848 auf den wichtigſten Märkten ver⸗ 
kauften Wolle und der dafür bezahlten Preiſe. In 
Berlin find 1847 verkauft worden 81,455 Ctr., im 
Jahre 1848 aber nur 39,402 Ctr., alſo 42,053 Gtr, 
weniger. In Breslau 1847 etwa 81,571 und 1848 
etwa 40,000 Ctr., in Stettin 1847 an 21,090 und 
1848 an 29,051 Etc., in Landsberg a. d. W. 1847 
an 13,000 und 1848 an 18,800 Ctr. Im Ganzen 
ſind an den 11 Hauptmärkten Berlin, Breslau, Kol⸗ 
berg, Königsberg, Landsberg, Magdeburg, Mühlhau⸗ 
ſen, Paderborn, Poſen, Stettin, Stralſund, im Jahre 
1847 an 227,752 Ctr., und im Jahre 1848 nur 
131,467 Etr. verkauft worden. Es ergiebt ſich alſo 
für 1848 ein Minus von 96,285 Ctr. Der Durch⸗ 
ſchnittspreis beträgt in Berlin 1847 an 78 Thlr., im 
Jahte 1848 nur 54 Thlr. Gelöſt worden iſt auf 
ſämmtlichen Märkten im Jahre 1847 eine Summe 
von 17,440,238 Thlr., im Jahre 1848 aber nur 
6,608,143 Thlr. Das Jahr 1848 hat alſo den be⸗ 
deutenden Ausfall von 10,832,098 Thlr. gegeben. 


Sangerhauſen, 20. November. [Stimmung 
der Landwehr.) 


Kameraden hielt: 


„Kameraden! Die Tage der Gefahr ſind gekom⸗ 
men, die gemeinſame Freiheit, die ſchwer errungenen 
Rechte, fie find nicht bloß bedroht, nicht angegriffen, 
nein mit Füßen getreten find alle Geſetze, zerriſſen iſt 
von der Krone ſelbſt der Bund, den wir im Marz mit 
ihr geſchloſſen. Die National⸗Verſammlung ilt mit der 
Gewalt der Bajonnette auseinandergetrieben, die helden⸗ 
müthige Bürgerwehr Berlins iſt aufgelöft, ein Abgeord⸗ 
neter verhaftet, ein Praſident der Narionalyerfammlung 
durch die Fä fie der Soldaten aus dem Saale geriſ⸗ 
fen, der Belagerungszuſtand ohne jed Urſache prokla⸗ 
mirt, und während das Betl agen des Berliner Volkes 
von einer We sheit und Mäßigung iſt, welche die Welt 
zur Bewunderung hinreißt, das Martialgeſetz verkündet! 
Bürger, trotz der unverwüſtlich friedlichen und geſetzli⸗ 
chen Haltung, die Eure Brüder in Berlin an den Tag 
gelegt haben, will man durchaus Euer Blut, man dür: 
ſtet danach, man will uns planmäßig zum Kampfe rei⸗ 
zen, gewaltſam dazu zwingen, um mit Strömen Eures 
Blutes die Freiheit wieder zu erfäufen, die man uns 
im Mär; garantirt hat. — Wehrmänner! Als man im 
März auf den ungeſtümen Ruf des Volkes eine Bür⸗ 
gerwehr ſchuf, als man Euch die Waffen in die Hand 
gab, da geſchah das nicht, um ein neues Polizei⸗Inſti⸗ 
tut ins Leben zu rufen; nicht zu einem niedern Kon: 
ſtablerdienſt wollte man den Kern der Nation verwen: 
den, nein, es geſchah, um eine Leibgarde der Freiheit 
zu Schaffen, um den Bürgern in den Waffen die Mittel 
zu geben, die Verfaſſung gegen jedes Attentat der Re: 
gierung zu vertheidigen. Das iſt Euer Beruf, Wehr⸗ 
männer! Zu dieſem Zwecke iſt die Bürgerwehr geſchaf⸗ 
fen, zu dieſem Zwecke find euch die Waffen in die Hand 
gedrückt worden. Wehrmänner, jetzt iſt es an uns, zu 
zeigen, daß wir unſeres Berufes würdig, daß wir in 
der That eine bewaffnete Leibgarde der Freiheit ſind. 
Die Bürgerwehr, als der Kern der Nation, iſt fie.8 die 
Vertreterin der Ruhe und Ordnung, die Fein din der 
Anarchie geweſen. Wr fliehen den Krieg; aber die 
erſte, die heiligſte Pflicht der Nation iſt die, ſich mit 
dem Schwerte in der Hand zu erheben, wo man es 
wagt, das Palladium ihrer geſetzlichen Freiheit anzuta⸗ 
ſten. Dieſer heilige Kampf, er iſt vor allem Pflicht der 
Bürgerwehr! Eine Nation, wide ſich nicht erhebt 
zum Schutze ihrer Rechte, eine Nation, welche in dem 
Kampfe dafür nachläßt und unterliegt, ehe ihre Kraft 
gebrochen iſt bis auf den letzten Mann, eine ſolche Na: 
tion verdient ihr Loes, das Joch des Sklaven und das 
Brandmal der Feigheit. Ewige Schmach würde über 
den deutfchen Namen kommen, wenn wir uns jetz“, we: 
nige Monate nachdem wir uns aus dem langen Win⸗ 
teıfchlaf erhoben haben, die kaum umarmte Freiheit 
wieder kraftlos enreißen ließen. Nein, Wehrmänner, 
zwingt man uns hartnäckig zum Aeußerſten zu greifen, 
fo werden wir mit friſchem Muthe das Schwert zie: 
den. — Nicht auf uns wird die Verantwortung des 
Blutes kommen, das vergoſſen wird. Nichts iſt he li⸗ 
ger, als der Anblick eines Volkes, das für fein Recht 
kämpft. Freudig werden wir als free Männer den 
legten Tropfen unſeres Blutes in dieſem Kampfe ver⸗ 
gießen. — Wetrmänner! Alle Tage kann der Aufruf 
der National⸗Verſammlung ergehen, alle Tage der Ar⸗ 
griff auf uns erfolgen. Dann werde ich Sie aufrufen, 
Kameraden. Und Schande dann über den, der da 
fehlt in unſern Reiben. Er iſt ein Verräther an der 
Sache der Freiheit und des Gesetzes. Schwören Sie 
mir, Kameraden, wie ich es Ihnen hier ſchwöre, daß 
Sie lieber fallen wollen bis auf den letzten Mann, als 
weichen in der Vertheidigung uc ſeres guten Rechte.“ 
Und alle thaten den Schwur, daß fie bereit wä⸗ 


der Stadtverwaltung, und betheuerte, daß auch 
diefe ſich auf die Seite der Nationalverſammlung ſtelle. 
Zuletzt nahm Herr Polizei-Inſpektor Zeller das W 
und betheuerte, daß er von Berlin hierher gekommen, 
um am Bau der Freiheit mitzubauen. (Herr Zeller 
wurde erſt vor Kurzem von Berlin hierher verfeßt)- 

[Katzenmuſik.] Dem Ex-Miniſter Eichmanh, 
der bekanntlich die Contraſignatur zu dem MinifteriuM 
Brandenburg-Manteuffel gab, darauf wieder Oper Pit 
ſident der Rheinprovinz geworden iſt, wurde - geteilt 
Abend von feinen Freunden eine ſolenne Katzenmu 
gebracht. ’ ( (Düfferd. 3.) 

Neuß, 19. Novbr. [Für die Nationalverk 
ſammlung.] Unſere Bewohner bleiben ſtets in DE 
größten Wachſamkeit, um für die gerechte Sache des 
Volkes zu ſiegen oder zu ſterben, und ſich nicht das 
Mindeſte von ihrem Rechte verkümmern zu laſſen, 
wenn auch die hier herrſchende volksfeindliche Parti 
mit Militairmacht droht, die ſchon ſeit zwei Tagen im 
Anmarſche ſein ſoll. — Das Volk hat ſich hier noch 
immer auf dem Boden des Geſetzes bewegt, und man 
will dennoch mit Waffengewalt drohen. Iſt dieſes 
nicht eine Schmach für unſere Stadt? (D. 3.) 

Weſel, 19. Nov. [Für die National ver 
fannmlung. — Zuſammenberufung rheini? 
ſcher Abgeordneten.] In ſtiner geſtrigen erſten 
öffentlichen Sitzung hat der Gemeinderath eine ZW 
ſtimmungs-Adreſſe an die National: Ber 
ſammlung zu Berlin und an den von hier gebürtigen 
Vice-Präſidenten Plönnis beſchloſſen, außerdem eine 
Aufforderung an den Gemeinderath zu Köln, 
eine Verſammlung von Abgeordneten ſämmt⸗ 
licher Stadt- und Landgemeinden der Pro⸗ 
vinz nach Köln zu berufen, um ſich über ge⸗ 
meinſchaftliches Handeln zu verftändigen. 

(Köln. 3.) 

Bonn, 20. Nov. Unſere Stadt iſt in ungewöhn⸗ 
licher Aufregung. Dem Vernehmen nach iſt ein Ba⸗ 
taillon des 27. Infanterie-Regimentis hierher beordert 
worden, das noch heute N. hmittag eintreffen ſoll. 

Köln, 19. Novbr. [Die Landwehr für die 
Nationalverſammlung.] Der Major der Kölner 
Landwehr iſt um ſein politiſches Glaubensbekenntniß 
in Sachen „Nationalverſammlung contra Brandenburg 
und Krone“ von Landiwehrminnern inquirirt worden. 
Der Herr hat ſich für ſeinen König ausgeſprochen und 
die naive Bemerkung hinzugefügt, das werde doch 
wohl die ganze Landwehr thun. Die Deputation hat 
indeß den Herrn Major enttäuſcht und ihm erklärt, 
die Kölner Landwehr erkenne nur die Nationalver⸗ 
ſammlung als die einzige zu Recht beſtehende geſetz⸗ 
liche Behörde an. (Düſſeld. 3.) 

Köln, 20. Nov. [Die Rheinlande erheben 
ſich.] Durch die von der National-Verſammlung aus? 
geſprochene Steuerverweigerung iſt eine wahre Brand⸗ 
fackel auch in die Rhein-Provinz geſchleudert. Die 
Bauern verweigern faſt ſämmtlich jede Steuerzahlung, 
fo daß ſchon Steuer⸗Empfänger haben in die Städte 
flüchten müſſen. Auch in unſere Stadtthore wurden 
heute viele ſteuerpflichtige Gegenſtände unverſteuert cinz 
geführt; das auf den innerhalb der Stadt abgehalte⸗ 
nen Viehmarkt gebrachte Schlachtvieh ſoll aber nach 
Beſchluß ſämmtlicher Metzger wieder vor die Thore ge⸗ 
führt werden, um, je nachdem der durch die vom Ge⸗ 
meinderathe nach Berlin geſandte Deputation zu über⸗ 
bringende Beſcheid lautet, verſteuert oder unverſteuert 
in die Stadt am nächſten Donnerstage zurückgeführt 
zu werden. Im Allgemeinen iſt die Auftegung hier, 
wie in allen benachbarten Orten ſehr groß. 

In Bonn iſt es heute zu argen Auftritten ges 
kommen. Die dort kantonnirende Eskadron Dragoner 
hat bei dem Alarmiren nicht aufſitzen und überhaupt 
gegen das aufgeregte Volk nicht einſchreiten wollen, ſo 
daß heute 1 Eskadron Ulanen nebſt 2 Geſchützen eilig 
dorthin abgegangen iſt. 

In Aachen haben nach uns zugegangenen glaub⸗ 
würdigen Mittheilungen heute ebenfalls Unruhen ſtatt⸗ 
gefunden. Heute Abend iſt ein Bat. des 29. Inf.⸗ 
Regiments von Ehrenbreitſtein hier eingetroffen, um 
morgen früh mit dem erſten Bahnzuge nach Aachen 
weiterzugehen. 

Ein Bataillon des 16. Regiments, welches ſeit 
dem Septbr. hier ſtand, geht morgen früh nach Duͤſ⸗ 
ſeldorf ab, wohin bereits heute von Minden aus ein 
Bat. des 15. Regiments durch die Eiſenbahn beför⸗ 
dert iſt. In Düſſeldorf haben die Unruhen den 
bedeuklichſten Grad angenommen, Nach Augen: 
zeugen treffen mit Senſen bewaffnete Schaaren 
Bauern dort ein, um Jeden zu veranlaſſen, 
keine Steuer zu entrichten. Gewaltige Exceſſe 
ſollen dort begangen werden. Der hieſige demo⸗ 
kratiſche Verein hat ſich permanent erklärt. 

(Magdeb. 3.) 
Deut ſchland. 

C.-B. Frankfurt a. M., 20. Novbr. (119. 
Sitzung der deutſchen verfaſſungsgebenden 
National⸗Verſammlung.] Tagesordnung: 


Das hieſige Landwehr: Bataillon ren, erforderlichen Falls für die Freiheit zu ſterben. Berathung der Berichterſtattung über den Rappard⸗ 


61. Regiment) iſt heute zwar hier eingetroffen, hat Es war ein erhebender großer Moment! — Hierauf ſchen Antrag nedſt Zuſatzanträgen, bezüglich der preu⸗ 
aber verlangt, über den Zweck der Einberufung und ſprach der erſte Beigeordnete, Herr Dietze, im Namen ßiſchen Verhältniffe. Berathung über Art. VII. 
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Sitzung halb 10 Uhr durch den Vicepräfidenten Rieſ⸗ 

er. Das Protokoll der letzten Sitzung wird verleſen 
und ohne Reklamation genehmigt. 

Mar Simon aus Breslau richtet folgende In⸗ 
terpellation an das Reichsminiſterium. Welche 

chritte daſſelbe inzwiſchen gethan habe, um die mit 

neidendem Hohne zurückgewieſene Vermittelung der 
entralgewalt in den öſterreichiſchen Angelegen— 
eiten, in ihrer Unabhängigkeit und Ehre, ſo wie 
die Selbſtſtändigkeit der deutſchen Nationalverſamm⸗ 
ung zu wahren, und was namentlich die Abſendung 
es Reichskommiſſars Fürſt Leiningen für Erfolg 
gehabt habe? — Der letztere Theil ſei bereits erledigt. 

Simon von Trier fragt, ob es wahr ſei, daß der 
Reichkommiſſar Baſſermann, ſtatt auf dem vermit⸗ 
enden Standpunkt zu bleiben, ſich einfeitig auf den 
es hartnäckigen Widerſtandes der Krone Preußens ges 
Raute habe; ok es wahr fei, daß das ohnehin geſchwächte 
inſehen der Nationalverſammlung dazu benutzt werde, 
le in und um Berlin befindlichen preußiſchen 

kuppen, im Falle eines aktiven Widerſtandes der Bür— 
er, zu Reichstruppen erklärt werden ſollen; und 
ab es endlich wahr ſei, daß der General Wrangel, 
in einem ihm zugeſtellten Patente, von welchem er 
m Falle des Widerſtandes Gebrauch zu machen habe, 
* Reichsgeneral ernannt ſei? Der erſte Punkt 
k erledigt, we 

Paltai aus Steiermark fragt an, welche Maßre⸗ 
geln inzwiſchen ergriffen wären, um den am 17. d. 

gefaßten Beſchluß zur Sicherheit der Freihei— 
en in den deutſchen Provinzen Oeſterreichs, 
nach Antrag Giskra's, zur Ausführung zu bringen? 
1 örſter aus Hünfeld fragt, ob es wahr ſei, daß 
le in und um Berlin zuſammengezogenen, unter dem 

ommando des General Wrangel ſtehenden Truppen 

s Reichstruppen verwendet werden ſollen, und 
daß endlich erforderlichen Falles ein Reichsheer, ins⸗ 
deſondere von 15,000 Hannoveranern, in Preußen ein⸗ 
marſchiren ſolle? 

Dietrich aus Annaberg fragt, welche Maßregeln 
“griffen find, um den am 16. d. Mes. gefaßten Bes 
ch uß, zur Ermittelung der unmittelbaren und mittel: 
ren Urheber des Mords des Abgeordneten 

obert Blum, reſp. deren Beſtrafung, zur 

usführung zu bringen? 

Reichekriegsminiſter Peucker beantwortet 
ſammtliche drei Punkte der Juterpellation Kr: 
— mit Nein, welches mit Heiterkeit aufge⸗ 

ommen wird. 

Neichsminiſter Schmerling erwiedert, daß 
ach erhaltener Mittheilung des Herrn Kriegs⸗ 
miniſters der te und Bte Theil der Interpella⸗ 
ion Simons von Triers ebenfalls erledigt ſei, 
er erſte ſchon als beſeitigt betrachtet werde. 
te Neichsjuſtizm. Mohl beantwortet die In⸗ 

rpellation Rösler's von Oels hinſichtlich der 
auf preußiſches Gebiet übergetretenen 50 unga⸗ 
gi en Huſaren dahin, daß die preußiſche Me: 
— 7 worden, eine Auslieferung der⸗ 
1 nicht cher erfolgen zu laſſen, bis den Be: 
treffenden Straffreiheit zugeſichert ſei. Die 
oſterreichiſche Regierung fei aufgefordert, eine 
ſolche Berückſichtigung der Umſtände eintreten 
zu laſſen. Eine bejsimmte Antwort ſei hierauf 
noch nicht eingegangen. 

Die Jaterpellationen Weſendoncks aus Düſſel⸗ 
dauf und Wichmanns aus Stendal, wegen Pu⸗ 
ulleirung der Reichs-Geſetze in Preußen 

ud Oeſterreich, werden dahin beantwortet, daß 

die Art und Weiſe, wie die Publika- 
— dieſen Staaten erfolgt ſei, ein Proteſt bei den 
or Menden Bevollmächtigten bei der Centralgewalt 
i hoben, die verſchiedenen Reichskommiſſäre auch dahin 
nſtruirt ſeien, dieſen Gegenſtand zur Erledigung zu 
migen; da aber bis jetzt noch von keiner Seite Ant: 
ort erfolgt, ſo kann dieſe Angelegenheit, als noch 
ſchwebend, erſt ſpäter erledigt werden. 
Pactai verlangt Aufklärung und Beantwortung 
fine daemon. 

zichsminiſter Schmerling wird Freitag den 
— Wie antworten, da ihm dieſelbe erſt vor ei⸗ 

zugegangen ſei. f 
* W efendond verlangt in Folge der vom Juſtiz⸗ 
niſter ertheilten Antwort, daß ber ausſchuß für das 
— erhalten der Centralgewalt zu den Einzelregierungen 
nen gutachtlichen Bericht über das von der preu⸗ 

— en eingehaltene Verfahren, be züg⸗ 
ten — Publikation der Reichsgeſetze erſtat⸗ 
MR Grubert aus Breslau verlangt Beantwortung 
0 0 von ihm ſchon früher geſtellten Interpellation, 
glich des über Berlin verhängten Belagerungs⸗ 
uſtandes. ' 

Schmerling wird auf diefe, fo wie die übri— 
gen geſtellten Fragen nächſten Freitag antworten. 


— aus Beuthen verlangt Zurechtweiſung 


die Ordnung des Hauſes ſtören. 


% VIII. des Verfaſſungs⸗ Entwurfs. Eröffnung der 
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zu Perſonen auf der Gallerie, da dieſelben durch 
lautes Lachen über die gemachten Acußerungen 
rium folle den General Wrangel auffor⸗ 
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Der Vorſitzende meint, auf dieſe Forderung 
nicht eingehen zu können, da ihm ein ſolches Be— 
nehmen nicht aufgefallen. — Wegen des gefallenen 
Ausdrucks „Parlamentskonſtabler“ erläßt derſelbe den 
Ordnungsruf, gegen welchen Berger aus Wien 
ſich verwahrt, da ſeine Aeußerung nicht richtig ver⸗ 
ſtanden ſei, indem eine Aufſtellung ſolcher Beamten 
verlangt würde. 

Löw aus Poſen zeigt an, daß der Bericht des 
Ausſchuſſes für die öſterreichiſchen Angelegen: 
heiten gefertigt und demnächſt gedruckt und ver⸗ 
theilt werde. — Der Ausſchuß ſei jedoch nicht ein⸗ 
ſtimmig, ſondern zerfalle in eine Majorität von 
zehn und eine Minorität von vier Mit⸗ 
gliedern. 

Der Majoritätsantrag gehe dahin, die Na: 
tionalverſammlung wolle beſchließen, daß in Betracht 
des Beſchtuſſes vom 3. d. M. die Centralgewalt auf⸗ 
zufordern ſei, mit allem Nachdruck dahin zu wirken, 
daß jener Beſchluß vollzogen werde, durch den abge— 
ſandten Reichskommiſſar dahin gewirkt werde, eine un⸗ 
umwundene Anerkennung der Centralgewalt Seitens 
der öſterreichiſchen Regierung eintreten zu laſſen und 
daß die gefaßten Beſchlüſſe bezüglich der öſterreichiſch— 
deutſchen Provinzen zur Ausführung kommen. — Die 
Minorität, aus den Herren Pattai, Venedey, Reit⸗ 
ter und Kirchgeßner beſtehend, beantragt, die Central⸗ 
gewalt aufzuforderu, endlich dahin zu wirken, daß die 
gefaßten Beſchlüſſe der Nationalverſammlung in Deutſch⸗ 
Oeſterreich zur Ausführung kommen. 

Der Vorſitzende zeigt an, daß der Bericht über 
die preußiſche Angelegenheit noch nicht gefertigt und 
daher eine Vertagung der Verſammlung bis dahin er— 
folgen möge. 

Es wird dagegen Einſpruch erhoben und nach 
Beſchluß der Verſammlung in der Tages ord- 
nung fortgefahren. — Präſident v. Gagern 
tritt ein und übernimmt den Vorſitz. 

Nachdem die Diskuſſion über Art. VII. des Ver⸗ 
faſſungsentwurfs im Allgemeinen, fo wie die der ein— 
zelnen $$ deſſelben abgelehnt iſt, erſcheint der Be: 
richterſtatter des Ausſchuſſes über das Verhält— 
niß der Centralgewalt zu den Einzelſt daten, um das 
Gutachten deſſelben in der preußiſchen Angelegenheit 
abzugeben. 5 

Jordan von Berlin: Obgleich der Antrag 
Rappard's und die denſelben ergänzenden zurückge— 
zogen ſeien, ſo habe der Ausſchuß dennoch geglaubt, 
ſich mit dem darin enthaltenen Gegenſtande beſchäfti⸗ 
gen zu müſſen, und nach Anhörung verſchiedener Zeu⸗ 
gen, wie des Unterſtaats⸗Sekretärs Baſſer mann, 
der Abgeordneten Rappard, Plehn und Schrader, und 
der zur Berliner Verſammlung gehörigen Abgeordne: 
ten Reichensperger, Oſterrath' folgenden Beſchluß ge⸗ 
faßt: „Die Reichsverſammlung im Verfolg ihres Be— 
ſchluſſes vom 14. d. M., und in Berückſichtigung 
der inzwiſchen eingetretenen Ereigniſſe fordert die Cen⸗ 
tralgewalt auf, durch die in Berlin anweſenden Kom: 
miſſäre hinzuwirken, auf Ernennung eines Miniſte⸗ 
riums, welches das Vertrauen beſitzt; ſie erklärt den 
auf Suspenſion der Steue gerichteten, offenbar rechts⸗ 
widrigen, die Staatsgeſellſchaft gefährdenden Beſchluß 
der in Berlin zurückgebliebenen Verſammlung aus⸗ 
drücklich für null und nichtig; fie erklärt endlich, daß die 
dem preußiſchen Volke gewährten und verheißenen 
Rechte und Freiheiten gegen jeden Verſuch einer Bes 
einträchtigung geſchützt werden müſſen.“ 

Obgleich die beiden Mitglieder des Ausſchuſſes, 
Haym und Schwarz aus Halle, mit den Motiven 
des Ausſchuſſes einverſtanden ſind, ſo können ſie doch 
dem Antrage nicht beiſtimmen, und ebenſo ſind die 
beiden Mitglieder Giskra und Werner aus Koblenz 
mit dem Antrage nicht einverſtanden, ſondern treten 
nur dem erſten Satze bei. 

Rappard aus Glambeck legt gegen den verle⸗ 
ſenen Bericht Proteſt ein, da in demfelben nur ein: 
ſeitig die Zeugenausſagen angeführt ſeien, wie 
dies beſonders in Bezug auf die Angabe Herrn 
Reichenſperger's ſtattfinde, wohingegen die ſei⸗ 
nigen faſt gar nicht. Daher wird Vorleſung des Pro: 
tokolls des Ausſchuſſes über die Berathung verlangt. 
Schrader aus Brandenburg tritt dagegen auf, da 
feine Mittheilungen nur conſidentiell geweſen und nicht 
vor die Oeffentlichkeit gehörten. 

Präſident verlieſt den Antrag der Herren Haym 
und Schwarz, wonach dieſelben ſaͤmmtliche Beſchlüſſe 
der Berliner Verſammlung für null und nich⸗ 
tig erklären und das Miniſterium Branden- 
burg als ein geſetzliches anerkennen. — Die 
Herren Zell aus Trier, Kieralff, Bresgen, Mittermayer 
verlangen, daß die Centralgewalt die preußiſche Regie⸗ 
rung auffordere, die Verlegung der National: 
verſammlung von Berlin zurückzunehmen 
und deren Berathungen frei von allen Eins 
flüſſen zu erhalteu, daß daſelbſt ein volks⸗ 
thümliches Miniſterium ernannt werde, und 
daß dieſe Anordnungen zur Ausführung ge: 
bracht werden. — Schoder und Andere verlangen 
als Amendement zu dieſem Antrage, das Miniſte⸗ 
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dern, ſeine Feindſeligkeiten gegen Berlin 
und das preußiſche Volk einzuſtellen. i 

Rappard findet, daß alle Gründe zur Verlegung 
der Verſammlung nur darauf hinausgehen, daß die 
Berathung nicht frei ſei, allein dem ſei nicht ſo, die 
Extravaganzen Einzelner dem Ganzen zur Laſt zu le⸗ 
gen. Man ſolle nur die hieſige Verſammlung betrach⸗ 
ten, in welcher die Majorität einen geiſtigen Terroris⸗ 
mus ausübe, der in dem parlamentariſchen Brauche 
unerhört ſei; denn alle großen Fragen werden durch 
den büreaukratiſchen Einfluß, der ſich in dem Verfah⸗ 
ren der Ausſchüſſe geltend gemacht, zu Schan⸗ 
den, da die Fractionen nicht gleichmäßig darin 
vertreten ſeien, ſondern nur die Majorität ihre Mei⸗ 
nung zur Geltung bringe. Wenn dies ſo fort⸗ 
gehe, werde die Verſammlung gleich dem al⸗ 
ten Bundestage, mit demſelben Leichentuche be⸗ 
deckt werden. 

Vincke aus Hagen nimmt das Prinzip des Rechts 
für ſich in Anſpruch, da ſeit dem 18. März die Will⸗ 
kür aufgehört und ein gültig anerkanntes Geſetz in 
Kraft getreten ſei, wonach die Sache zu beurtheilen 
und den Ereigniſſen oder Thatſachen nichts einzuräu⸗ 
men ſei. Hiernach aber ſteht der Krone das 
Recht zu, die Verſammlung zu vertagen, da dieſelbe 
blos in Folge des vereinigten Landtages zur Vereinba⸗ 
rung der Verfaſſung zuſammenberufen wurde, aber 
keinesweges um Steuern zu verweigern oder ſonſtige 
Eingriffe in die Befugniſſe der Krone zu begehen. — 
Um die Berathungen der Verſammlung aber frei zu 
erhalten, müſſe dieſelbe von den ſie umlagernden Ban⸗ 
den, oder dieſe von der Verſammlung entfernt werden, 
und hierzu hat die Krone das Recht einzuſtehen. Dem⸗ 
gemäß kann dem zweiten Theile des Antrages nur volle 
Anerkennung ertheilt werden. 

Simon von Trier iſt mit dem am 14. d. Mts. 
gefaßten Beſchluſſe nicht zufrieden, da derſelbe die 
zweifelhafte Tugend beſitze, zugleich ja und nein zu ſa⸗ 
gen; unter den obwaltenden Umſtänden es aber nöthig 
ſei, entſchieden aufzutreten und ganz beſtimmt auszu⸗ 
ſprechen, was man wolle. — Der Rechtsboden des 
Vorredners ſei ein durchlöcherter, weshalb ein neuer 
herbeigeführt werden müſſe. — Hierzu wäre allerdings 
ein ruhiger und friedlicher der wünſchenswerthere Weg, 
da aber die Herren des weißen Saales nicht Alles 
gewährt haben, was verlangt wurde, ſo trat in der 
Nacht vom 18. zum 19. März ein faktiſcher 
Bruch em, und das Volk habe mit ſeinem Herz⸗ 
blut die Rechte erkämpft, welche jetzt feſtgeſtellt werden 
ſollen. (Beifall.) Es beſteht daher kein geſchenkter 
Vertrag, der nach Gunſten des Gebers interpretirt 
werden könne, ſondern das Volk habe zu beſtimmen, 
wie viel es beſitzen wolle, oder nicht. — Dem verei⸗ 
nigten Landtage habe ebenfalls kein Recht zur Seite 
geſtanden, ſondern was derſelbe für ſich in Anſpruch 
genommen, ſei eben ſo durch einen moraliſchen Zwang 
errungen worden, wie die ſpäteren Zugeſtändniſſe, da⸗ 
her würde der rechtloſe Zuftand bis zur Abſolution zus 
rückführen — In Berlin ſowohl wie hier, befinden 
ſich daher die Abgeordneten auf revolutionärem Boden, 
den man allerdings in einen Rechtszuſtand zu verkeh⸗ 
ren ſuchen müſſe, allein der den früheren Begriffen 
nicht entſpreche. — Der Beſchluß der Steuerverwei⸗ 
gerung ſei daher ein ganz legaler und das Volk werde 
den Herren von Gottes Gnaden ſchon lehren, was 
Recht ſei, da ohne die nöthigen Mittel, dieſelben ſich 
zur Erlangung derſelben dahin wenden möchten, von 
wo ſie behaupten herzuſtammen. — In Berlin aber 
ſei man deutſcher, als das deutſche Parlament, und 
habe daſelbſt die acht Millionen Deutſche in Oeſter⸗ 
reich nicht To gleichgültig behandelt. — Der 31. Of: 
tober ſei daſelbſt nicht fo gefährlich geweſen, wie Herr 
Baſſermann angegeben, denn das Volk habe ſich wil⸗ 
lig den Einflüſſen zur Erhaltung der Ruhe hingege⸗ 
ben und ſei dem Kampfe ausgewichen. — Aus Allem 
gehe deutlich hervor, daß das glückliche Zuſammenwir⸗ 
ken der verſchiedenen Gewalten eines republikaniſchen 
Freiſtaates in einem viel glänzenderen Lichte erſcheinen, 
als die im Gegenſatze fo zu nennende rothe Mo⸗ 
narchie, die über Trümmer von Städten und 
Haufen von Leichen, ihr Recht, die Krone von 
Gottes Gnaden erhalten zu haben, behauptet. 
(Lauter Beifall.) a 

Vicepräſ. Rieſſer verlangt Einhaltung des Weges 
des Rechtes uns der Mäßigung, um eine Schlichtung der 
Conflikte herbeizuführen, wie ſie in Preußen Statt 
finden, obgleich demſelben die Vorgänge in Oeſter⸗ 
reich entgegen ſtehen, — wo fo Vicles geſchehen, um 
das Anſehen zu ſchwächen, das den hieſigen Beſchlüſ⸗ 
ſen Nachdruck verleihen ſolle; allein dies darf nicht 
davon abſchrecken, Alles zu verſuchen, den vorgeſchla⸗ 
genen Weg einzuhalten. — Die Macht dieſer Ver⸗ 
ſammlung beſtehe auch mehr darin, ein Verfaſſungs⸗ 
werk zu gründen, welches für die Zukunft Deurſch⸗ 
lands ſegensreich wirken werde, als ſchon jetzt alle 
Zerwülrfniſſe zu beſeitigen; daher möge nur der ein⸗ 
geſchlagene Weg feſt verfolgt werden, und ein günſti⸗ 
ges Ziel werde nicht ausbleiben. ; 

Nauwerk aus Berlin, kann der Anſtcht des Vor⸗ 
redners keinen Beifall ſchenken, da er Beſtimmtheit 


fordere und keine leeren Erwartungen. — Sie ſeien 
berufen, ein großes Stück der Weltgeſchichte zu ma⸗ 
chen. — Der Berichterſtatter habe früher politiſche 
Poeſie getrieben, und darum ſei es verzeihlich, daß er 
gegenwärtig poetiſche Politik mache, da die Zuſtände 
keineswegs ſo angeſehen werden könnten, wie ſie ge⸗ 
ſchildert. — In Berlin herrſche nur der Zuſtand der 
Gewalt, denn als Herr v. Pfuel mit ſeiner Arbeit 
zum Schutze der Berliner Verſammlung fertig, oder 
im Begriff geweſen, eine ſolche zu fertigen, wurde er 
als Miniſter beſeitigt, und Herr v. Brandenburg er⸗ 
nannt; nicht die Unfreiheit der Berathungen, ſondern 
die Freiheit das gethan zu haben, was außer Köthen⸗ 
Deſſau kein anderer Staat gethan habe, nämlich eine 
democratiſche Verfaſſung ins Leben zu führen, iſt die 
Veranlaſſung, die Verſammlung zu vertagen und zu 
verlegen. 60 Juriſten, die in dieſer Verſammlung 
ihren Sitz haben, werden jedoch eben ſo viel Verſtand 
haben, als ein Kopf von Gottes Gnaden, um einen 
folhen Beſchluß für ungültig zu erklären. — Es ſei 
aber Pflicht der hieſigen Verſammlung, daran zu den⸗ 
ken, daß nicht der Ruf der Fürſten, ſondern der Wille des 
Volkes ſie zuſammengeführt habe, um danach den 
Rechtsſpruch zu thun. — (Beifall.) Der geforderte 
Schluß der Debatte wird von der Majorität ges 
nehmigt. 

Weſendonck verlangt, daß nach der Geſchäfts⸗ 
Ordnung, der Antrag auf Schluß der Debatte, von 
der Tribüne geſchehe, damit noch ein Redner gehört 
werden könne. 

Falk aus Ottolangendorf, als Berichterſtatter des 
Ausſchuſſes, findet den Einwurf des Abgeordneten aus 
Glambeck nicht für richtig, da deſſen Anſichten nur 
rein perſönliche ſeien; eben ſo ſei der Vorwurf der 
poetiſchen Politik übel angewendet, da der Ausſchuß⸗ 
Antrag von einer Majorität von 10 Mitgliedern ge— 
faßt ſei, und ſomit nicht einfeitig aufgefaßt fein könne. 
— Die Abdankung des Miniſteriums Pfuel auch 
nicht in der Art wie angegeben, ſondern mehr in 
Folge eines lebensgefährlichen Ereigniſſes beim Nach⸗ 
haufegehen erfolgte. — Das Ausſchußgutachten müſſe 
aber ſo übel nicht ſein, da demſelben faſt gar keine 
Einwürfe gemacht worden ſeien. (Proteſtation 
Seitens der Linken.) Der erſte Theil des An— 
trages dürfte die Beiſtimmung wohl erlangen, der 
zweite Theil nicht weniger, da ein bisher unerhörter 
Beſchluß, die Suspenſion der Steuererhebung bei dem 
größten Theile des preußiſchen Volkes keinen Anklang 
finde, und der dritte aus Conſequenz der beiden frü⸗ 
heren nicht mißbilligt werden könne, zumal durch den⸗ 
ſelben dem preußiſchen Volke ein Beweis dafür gege⸗ 
ben werden ſolle, daß hinreichende Sympathien für 
deſſen Freiheiten in dieſem Hauſe vorhanden ſeien. 

Haym aus Halle, zeigt an, warum er den von 
ihm und Schwarz geſtellten Antrag zurücknimmt. 

Der Antrag von Zell und Genoſſen wird bei na⸗ 
mentlicher Abſtimmung mit 243 gegen 184 Stimmen 
verworfen. 

Das von Lhode und Genoſſen geſtellte Amende⸗ 
ment wird zurückgenommen. 

Der erſte Theil des Ausſchuß⸗Autrages, die 
Ernennung eines volksthümlichen Miniſteriums 
betreffend, wird mit 393 Stimmen angenom⸗ 
men, 6 haben dagegen und 24 gar nicht abge⸗ 
ſtimmt. (Schluß wegen Poſtabgang.) 

Nachſchrift. Das Majoritätsgutachten des 
Ausſchuſſes iſt fo eben 5 Uhr 30 Min. ange: 
nommen worden, es ſtimmten 220 mit ja, 
150 mit nein“). 

C. B. Frankfurt a. M., Montag 20. November. 
(Schmerling und Baſſermann follen Preu: 
ßen an Oeſterreich verrathen wollen.) Es 
iſt bereits kein Geheimniß mehr, daß dieſe Woche 
auch für die gemeinſamen deutſchen Angelegenbeiten eine 
entſcheidende ſein wird. Faſt in der ganzen Oppoſition 
der National⸗Verſammlung werden Stimmen laut, daß 


es ſo wie bisher nicht bleiben könne. Viele wollen die 


National⸗Verſammlung verlaſſen, wenn die Majorität 
keinen anderen Weg einſchlägt. Das Minifterium, heißt 
es, dürfe dieſe Woche nicht überleben; vorzüglich iſt es 
Schmerling und Baſſermann, mit denen man 
durchaus nichts mehr zu thun haben will, von deren 
erſterem erzählt wird, daß er ein öſterreichiſches Miniſter⸗ 


) Hiernach iſt unſere geſtrige Mittheilung, welche wir dem 
„Staatsanzeiger“ entlehnten, zu berichtigen. Wir 
können das Verfahren des Staatsanzeigers in Betreff 

ſeiner Mittheilungen über die Frankfurter Reichstags⸗ 
Verhandlungen nur mißbilligend erwähnen. Nachdem 

3 dieſes Blatt in feiner neueſten Nummer genöthigt ge: 
weſen iſt, feinen geftrigen Bericht als einen falſchen an: 
„ zuerkennen, theilt es neuerdings cine telegraphiſche De: 
June eſche mit, um den Beſchluß der Reichsverſammlung in 
der Steuerverweigerungs Frage eiligſt zu verbreiten, ver⸗ 
ſchweigt dagegen den Beſchluß wegen eines volksthüm⸗ 
dae Miniſteriums, welcher den erſten Theil des Ma⸗ 
1 1 bildete und alſo früher zur Abſtim⸗ 
l 5 am, als die Steuer⸗Frage, die in zweiter Reihe 

— 85 dreitheiligen Antrages ſtand. Hiernach ſollen alſo 
die Leſer) wenn nicht ausſchließlich, doch vorzugsweise 
sin ame mi denjenigen Beſchlüſſen des Frankfurter Parla⸗ 
nuts, welche dem Miniſterium Brandenburg günſtig 


TE 
ſind. ekannt gemacht werden, während man die den 
4 eke beiden Minifteriums entgegentretenden Be: 


ſchlüſſe nach Umſtänden falſch oder ätet abdruckt. 
een denen ada ag oft. e Reb, 
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Patent in der Taſche habe, und von beiden, daß ſie dar⸗ 
auf ausgingen, Preußen Oeſterreich zu opfern. 
Die in neuſter Zeit auftauchende Polemik der in preußi⸗ 
chen Händen befindlichen deutſchen Zeitung gegen 
Baſſermann, das augenſcheinliche Einverſtändniß zwiſchen 
ihm und den Männern des preußiſchen Staatsſtreichs, 
welche letztere als düpirt betrachtet werden, giebt dieſem 
Verdachte nachhaltige Nahrung. Auf der andern Seite 
der Verſammlung dagegen ſcheint man wirklich noch 
immer nicht zur Aufgabe des Miniſteriums geneigt zu 
ſein, das Wort Conſequenz hat ſich in den Ge⸗ 
müthern feſtgeniſtet, die Beſorgniß vor üblem Empfange 
in der Heimath, wenn nicht zuvor anarchiſchen Bewe⸗ 
gungen geſteuert ſei, kommt noch hinzu, und trübe und 
drohend ſteht das ſcheinbar unlösliche Dilemna vor den 
Augen des Vaterlandsfreundes. — Die Theilnahme an 
den Verhandlungen iſt größer als je, die Gallerien 
wimmeln von Menſchen in ſchweigender banger Erwar⸗ 
t 


ung. 
Mainz, 19. Okt. Am Rheine wird es unru⸗ 
hig.] Das zweite Bataillon des 27. preußiſchen In⸗ 
fanterieregiments, welches bisher in Worms geſtanden, 
iſt heute Morgen auf einem holländiſchen Dampfſchiffe 
hier vorbeipaſſirt, um nach Koblenz verlegt zu werden. 
Vom k. preuß. 40. Infanterieregimente ſind 2 Kom⸗ 
pagnien von hier nach Kreuznach, dort ausgebro⸗ 
chener Unruhen wegen, marſchirt. (O. P. A. Z.) 
München. 16. Novbr. [Theater.] Bei der 
Aufführung des Luſtſpiels „Jean Bart am Hofe“, 
welcher unſere k. Majeſtäten und Prinz Wilhelm von 
Preußen beiwohnten, wurden jene Stellen, wo die 
Hoflente als Hofnarren geſchildert find, das Lied von 
der Wahrheit und von der Glaubensfreiheit ſtürmiſch 
applaudirt und König Mar fiel in den Beifall ein. 
Als aber bei Verleſung eines Dekretes von König 
Ludwig XIV. dieſer nach den Worten „von Gottes 
Gnaden König“ ꝛc. bemerkte, man ſolle dieſen Firlefanz 
weglaſſen, das Publikum im Jubel ſich ergoß, hatte 
unſer König ſeine Loge eben verlaſſen. (A. 3.) 
Aus dem badiſchen Oberlande, 17. November. 
[Zeichen von Unruhen.] Seit vorigem Sonntage 
ſind die Bewegungen der Flüchtlinge an unſerer Grenze 
wieder auffallend. Sie rechnen darauf, daß die Trup⸗ 
pen ſich bald wieder entfernen, weil ſie an anderen 
Theilen Deutſchlands nöthig werden würden. Es iſt 
merkwürdig, wie die Flüchtlinge von Allem, was da 
oder dort geſchieht, auch von Wien und Berlin, immer 
zum Voraus genaue Kenntniß haben. Neulich ſind 
auch wieder 400 Dollars unter ſie vertheilt worden. 
In Birsfeld und in Arlesheim ſind wieder Waffen 
angekommen. In Dornach hat ſich neulich eine ziem⸗ 
liche Anzahl dieſer Leute verſammelt. Sie ſprechen viel 
von einem Zuzuge Willich's mit einer bedeutenden 
Mannſchaft von Befangon her. Richtig iſt jedenfalls, 
daß Willich vor Kurzem an einen Vertrauten geſchrie⸗ 
ben hat: „Unſeren Plan geben wir nicht auf. So⸗ 
bald das Militär ſich entfernt haben wird, werden wir 
den Boden wieder betreten. Jedenfalls dauert es nicht 
mehr lange, und bei dem nächſten Ausbruche iſt der 
Sieg ſicherlich in unſeren Händen. Auf baldiges Wie⸗ 
derſehen!“ (Karlsr. 3.) 
Leipzig, 21. Nov. Die von dem Rath und den 
Stadtverordneten unſerer Stadt erwählte Deputation, 
welche die Beſchwerdeſchriften wegen der Tödtung Ro⸗ 
bert Blum's der Centralgewalt und Nationalver⸗ 
ſammlung zu überreichen beauftragt war, theilt heute 
in einer Bekanntmachung hierüber Folgendes mit: 
Wir wurden von unſerm Vice-Bürgermeiſter Koch 
am 17. November früh 8 Uhr bei dem Präſidenten, Hrn. 
v. Gagern, und ſodann bei dem Reichsminiſter, Hrn. Mohl, 
eingeführt; Von beiden Männern wurden wir mit eben 
ſo viel Wohlwollen als Theilnahme empfangen. Hr. Prä⸗ 
ſident v. Gagern kündigte uns an, daß, obwohl die Na⸗ 
tional⸗Verſammlung ſchon geſtern Beſchlüſſe gefaßt, die 
mit den Anträgen der Beſchwerdeſchrift übereinſtimmten, 
er dieſelbe - dennoch in der heutigen Sitzung der National⸗ 
Verſammlung mittheilen werde. Hr. Reichsminiſter Mohl 
erbot ſich, indem er fein tiefes Bedauern ausſprach, daß 
ein fo trauriges Ereigniß uns nach Frankfurt geführt, 
noch heute Vormittag uns dem Reichsverweſer vorzuſtel⸗ 
len, um die Beſchwerdeſchrift in deſſen Hände niederlegen 
zu können. Wir verfügten uns nun in die Nationalver⸗ 
ſammlung und erlangten hierdurch Gelegenheit, den ern⸗ 
ſten Eindruck wahrzunehmen, welcher durch die Mitthei⸗ 
lung des Hrn. Präſidenten, unſere Sendung betreffend, 
hervorgerufen wurde. Gegen 12 Uhr hatten wir die Ehre, 
durch Hrn. Reichsminiſter Mohl und Hrn. Vicebürger⸗ 
meiſter Koch bei dem Reichsverweſer eingeführt zu wer⸗ 
den. Se. kaſſerl. Hoheit empfing uns mit jener allbe⸗ 
kannten Humanität, die ihm ſo eigen iſt, und äußerte ſich 
dahin, daß die Natſonal⸗Verſammlung in dieſer traurigen 
Angelegenheit bereits Beſchlüſſe gefaßt. Die Centralge⸗ 
walt werde mit aller Ehrlichkeit und Redlichkeit dieſe 
Beſchlüſſe auszuführen beſtrebt fein. Dennoch finde er 
die von den Behörden der Stadt Leipzig gefaßten Be: 
ſchlüſſe und die ueberreichung dieſer Beſchwerde vollkom⸗ 
men gerechtfertigt. Zu mehren Malen äußerte der Reichs⸗ 
verweſer ſein inniges Bedauern über das Schickſal Robert 
Blum's und beklagte tief, daß die nach dem Bekanntwer⸗ 
den von deſſen Verhaftung von der Gentralgewalt getrof⸗ 
fenen Maßregeln nicht frühzeitig genug in Wien bekannt 
werden konnten, um das Geſchehene abzuwenden. 
(Leipz. Bl.) 
[Der Kommunalgardens Verein in Dres: 
den] hat folgende Zuſtimmungs-Adreſſe an die Ver: 
liner Bürgerwehr einſtimmig angenommen: Kameraden, 
Brüder! Die Vertheidigung der Volksrechte iſt die 
höchſte Aufgabe des bewaffneten Bürgers. Ihr erkann⸗ 


tet dieſe Aufgabe und ſteht in dem plötzlichen Kampfe 
zwiſchen Recht und Gewalt zu jenen Männern, wele 
die uns verbrüderte Nation Preußens aus ihrer Milt 
berufen hat, um die volle Freiheit des Volks auf feen 
geſetzlicher Grundlage zu ſichern. Gegenüber den Dr 
jonnetten kräftigt ihr eure Volksvertreter mit der gaM 
zen moraliſchen Macht eurer Zuſtimmung. Haltet 9% 
treulich aus und verlaßt jene Männer nicht, in deren 
Händen die Geſchicke nicht blos des preußiſchen, IM 
dern des deutſchen Volkswohls ruhen. Deutſchland, 
Europa blickt auf eure National-Verſammlung, li 
auf euch! Denkt, daß es eine richtende Geſchichte gibt! 
(Dr. J.) 
Oeſterreich. 
Q Wien, 21. Novbr. [Die Reichs⸗Kom“ 
miffäre. — Das neue Miniſterium. — Neil 
Verurtheilungen. — Kaiſerliche Unterſtil 
zung. — Meßaros. — Werbungen für Ita; 
lien. — Verſchiedenes.] Zwei Abgeordnete del 
Frankfurter Reichs-Verſammlung find hier angekommen 
um ſich aus den Akten () der mit Blum gepflogench 
Unterſuchung zu überzeugen, ob und welchen Anth 
derſelbe an den feine Hinrichtung herbeigeführten Vet 
brechen genommen habe. Die Herren im Reiche ſcheß 
uen keine Idee von dem Verfahren im öſterreichiſchen 
Militär⸗Standrechte zu haben, ſonſt könnten fie wahr 
haftig nicht von Akten ſprechen. Wenn das außeror 
dentliche Verfahren des Standrechts eingeleitet iſt, fü 
iſt daſſelbe an den gewöhnlichen Gang und an 
Förmlichkeiten einer Unterſuchung durchaus nicht 9 
bunden. Die nöthigen Verhöre werden unter frei 
Himmel vorgenommen, der Auditor ſchreibt die Aus“ 
ſagen mit Bleiſtift ſtehend auf Trommeln. Das U 
theil darf nicht anders als auf Tod ausfallen und de 
Auditor ſtellt den Antrag, indem er zu den Beiſitzem 
ſagt: „Wer meiner Meinung iſt, ergreife das Seiten 
gewehr.“ Gegen das Urtheil, welches ſogleich u 
gemacht und binnen 2 Stunden vollzogen wird, fin 
kein Rekurs, kein Gnadengeſuch ſtatt. Die Stimmel 
mehrheit iſt wohl entſcheidend, allein man muß ann | 
men, daß die Beiſitzer Militärs ſind, welchen natürlig 
die Fähigkeiten mangeln, um das Votum des Audit 
mit juridiſchen Gründen zu widerlegen. Seit der 
als die öſterreichiſche Armee ihre Urtheile in dieſer Fo 
ſchöpft, konnte wenigſtens der Fall einer Einſpr 
gegen das volnm informativum des Auditors ni 
nachgewieſen werden; es war alſo von dieſer Sl 
auch für Blum um ſo weniger etwas zu hoffen, alt 
feine Richter jene waren, denen er wenige Tage 
feiner Verurtheilung zum Tode durch fie feindlich 9“ 
genüber ſtand. Ob die mit Blum vorgenommene U 
terſuchung aus Vorſicht von dieſen kriegsgeſetzlichen 
Vorſchriften abwich, ob anſtatt mit Blei mit Dinte ge 
ſchrieben wurde und Blums Geſtändniſſe mit fein 
Unterſchrift verſehen ſind, wiſſen wir nicht. — Dot 
neue Miniſterium iſt gebildet: Miniſterpräſiden 
mit dem Portefeuille des Aeußern Fürſt Felix Schwar 
zenberg, Kriegsminiſter Baron Kordon, des Inn 
Graf Stadion, Juſtiz Bach proviſoriſch, Juſtiz-Untet 
Staatsſekretär Salzgeber, Finanzen Kraus, Hande 
Bruck, Kultus Thiernfeld. — Gemäß ſtandrechtlichen 
Urtheils vom 18ten d. M. iſt Eduard Palluccl 
in Wien geboren, 35 Jahre alt, katholiſch, ledig, Do 
tor der Arzneiwiſſenſchaft, welcher bei richtig geſte 
Thatbeſtande theils durch Zeugen, theils durch Geſtänd⸗ 
niß überwieſen iſt, am 30. Oktober d. J. in eine 
Verſammlung von Mitgliedern der akademiſchen Legioll 
der Nationalgarde und Proletarier im Heiligenkreuz 
hofe hierorts bei der eben ſtattgefundenen Berathung 
über die Ablieferung der Waffen und die Kapitulatie 
Wiens in einer öffentlichen Rede gegen die Entwall 
nung heftig geeifert und mit dem Vorgeben auf di 
nahe Hülfe der anrückenden Ungarn, dann des ſteyel' 
märkiſchen Landſturmes zum fortgeſetzten und äuße 
Widerſtande aufgefordert zu haben — nach der 
Sr. Durchlaucht dem Herrn Feldmarſchall Fürſten u 
Windiſchgrätz erlaſſenen Proklamation vom 20. und 
23. Oktober zum Tode durch den Strang verurtheill 
— ferner iſt Ludwig Bezyiemski, aus Baſel in 
der Schweiz gebürtig, 28 Jahre alt, wegen eingeſt 
dener thätiger Theilnahme am letzten hierortigen auf 
ruhre, bei welchem er bewaffnet angehalten und 9 
fänglich überliefert worden iſt, — bei der zum ſtand' 
rechtlichen Verfahren geſetzlich verſtrichenen Friſt 155 
achtjährigen Schanzarbeit in ſchwerem Eifen condeng 
nirt worden. Im Wege der Gnade fanden ſede 
Se. Durchlaucht der Herr Feldmarſchall Fürſt zu Win 
diſchgrätz beide Urtheile dahin zu mildern, daß Eduat 
Pallucci in Berückſichtigung des tadelloſen Lebenswan 
dels, wodurch ſich derſelbe bis zu den Oktober⸗Ereig 
niffen ausgezeichnet hat, mit dreijährigen Feſtungsatetſ 
in leichtem Eiſen, — Ludwig Bezyiemski hingegen 
vierjähriger Schanzarbeit in leichtem Eiſen zu beſtraft 
ſei, wonach die gemilderten Urtheile am 19 ten bill 
hungsweiſe 20ſten gehörig kund gemacht und in Wel, 
zug geſetzt worden find. — Se. Maj. der Kaiſeh 
hat für die bei der Beſtürmung Wiens an ihrem 
ortſe 
Fortſetzung in der Beilage.) — 


Mit zwei Beilagen. 
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Erſte Beilage zu ME 276 der Breslauer Zeitung. 


Freitag den 21. November 1848. 


(Fortſetzung.) 
denthum verunglückten Bewohner der Stadt und Vor: 
dte eine Aushilfe von 4 Millionen Gulden aus 
Der Privatvermögen der k. k. Familie angewieſen. — 
er ungariſche Kriegsminiſter Meßaros wurde wegen 
Germittelung der ungariſchen Wirren an die beiden 
Anale Windiſchgrätz und Jellachich, als mit den 
thigen Vollmachten verſehen, gewieſen. — Für die 
mee in Italien wird hier eine freiwillige Wer: 
ung vorgenommen. Jeder Eintretende erhält 10 Fl. 
M. Handgeld und verpflichtet ſich nur auf die 
zauer des Krieges zu dienen. Schlechte Ausſichten 
für einen Frieden in Italien! — Geſtern Nachmittags 
Jı Se. k. H. Erzherzog Rainer Ferdinand von 
mütz hier angekommen. Die Wiener glauben, daß 
a8 Appretiren der von Sr. Maj. dem Kaiſer bewohn⸗ 
0 immer in der k. k. Burg für den Winter nicht 
N ne Urſache geſchehe. — Die Ruhe in Grätz iſt wie⸗ 
der hergeſtellt. General Nugent iſt mit einem Theile 
6 mit einem Theile ſeiner Truppen daſelbſt eingerückt. 
raf Wickenburg reiſte geftern von Grätz nach Olmütz 
ler durch. — Die Arbeiter⸗Aufregung hat ſich 
wuegt. Ruhe und Ordnung ſind ungeſtört. Geſtern 
urde hier eine Banknotenfabrik von der Stadthaupt⸗ 
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von Tag zu Tage. 
und wagt, trotz Pulver und Blei, halblaute Aeuße⸗ 
rungen. Die größte Theilnahme findet Robert 
Blum. Die Verurtheilung des Dr. Porſch, blos 
aus dem Zuſammentreffen der Umſtände, ohne Ge: 
ſtändniß und Zeugenausſage, iſt ein Gewaltakt, der 
alle Gemüther erſchütterte. Es wird über Wien Ge: 
icht gehalten nach einem Geſetzbuche, das aus der 
Zeit der Tortur, des Räderns und Vierthei— 
lens an unſere Zeit überliefert wurde, die einen ſol⸗ 
chen Kodex nicht zu faffen vermag. — Ein hieſiger 
Handelsmann will, nach Herſtellung des Aſſociations— 
rechtes, einen Verein zu Gunſten aller Arretirten grün— 
den. Jeder, der einmal arretiit zu werden beſorgt, 
leiſtet eine mäßige Einlage und erhält, wenn ihm der 
menſchliche Fall zuſtößt, gleichviel ob er ſchuldig ſei 
oder nicht, täglich 20 Kr. KM. aus der Geſellſchafts— 
kaſſe. Außerdem trifft der Verein alle erlaubten Maße 
regeln zur Befreiung der Gefangenen. — Der Mann 
wird gute Geſchäfte machen!“ 

Olmütz, 20. Novbr. [Hochamt. 
zige treue ungariſche Regiment.) 


Das ein⸗ 
Heute um 


Kannfehaft entdeckt mit einem Vorrath von 18,006 10 Uhr Vormittags wurde auf Wunſch JJ. Maj. 
tück falſchen Banknoten zu 1 und 2 Fl. — Die in der hieſigen Metropolitankirche ein feierliches Pon⸗ 


Br e war ſehr gefchftslos. Die Kurſe blieben ohne 
eſentliche Veränderung. Gold und Silber wurde ge⸗ 
uhr. Silber⸗Agio betrug 6 — 6% Proz. a 
W * Wien, 21. November. (Entwaffnung. — 
anifeſte. — Die Frankfurter Deputation. 
her ie Streitkräfte in Ungarn.] Die bis ge: 
rn aus der Stadt und Umgebung eingelieferten 
euergewehre und Handwaffen beſtehen aus 72,000 
Stück. Es ſind demnach kaum die Hälfte der im 
ürz aus dem bürgerlichen Zeughauſe und am 6. Ok⸗ 
ober im Eaiferlichen Zeughauſe genommenen Waffen 
zurückgeſtellt. Allein man muß berückſichtigen, daß viele 
Stück zu Spottgeldern aufgekauft und Koſſuth 
5 Ungarn zugeſchickt wurden. Eine große Anzahl 
ft ferner in die Donau geworfen, und eben fo viele 
gänzlich zerſtört worden. — Heute ſind in der Wiener 
. die Manifeſte des Kaiſers an die Magyaren, 
owie die Proklamation des Marſchalls Fürſten Win⸗ 
ſchgrätz an die magyarifche Armee erſchienen. Man 
weiß jetzt, daß die Operationen gegen Ungarn am 27. 
eginnen werden. — Eine Deputation aus Frankfurt 
bat ſich nach Olmütz, wohin auch der bisherige Prä- 
ent des Reichstags Smolka abgegangen iſt, begeben. 
eſtern haben die kaiſerlichen Truppen in der Ge⸗ 
gend von Treben eine Brücke über die March zu ſchla⸗ 
gen begonnen. Die Magyaren ſuchten vergebens die⸗ 
— Brückenbau zu vereiteln. In Preßburg bereitet 
an ſich zur Defenſive, und es iſt ziemlich viel ma⸗ 
gvariſches Militär dort. Bei Dedenburg und Eiſen⸗ 
ſtadt befindet ſich kein Militär. 

Die neueſte Wiener Zeitung iſt mit kaiſerlichen Ma⸗ 
nifeſten „An meine Völker Ungarns“ angefüllt, welche 
eine Maſſe Verſprechungen enthalten. Eines derſelben 
Proffamirt die Ernennung des F Me. Lamberg zum 

berbefehlshaber ſämmtlicher ungariſcher Truppen und 
ewaffneten Corps. Wir wollen ſehen, ob dieſe Ma: 
nifeſte den Bürgerkrieg beſchwören werden. 
10 elbſt ein Olmützer Blatt entwirft von Wien 
gendes Bild: „Seit der Erſchießung des Brünners 
juni, wegen Worten, find alle Kaffe- und Wirths⸗ 
ni ſtil geworden, Der Freund traut dem Freunde 
icht. Es iſt eine traurige heilloſe Zeit. — Wegen 
erletzung des Briefgeheimniſſes kommen viele ſchüch⸗ 
terne Klagen vor. — Wenn die Wiener ſprechen dürf⸗ 
en, wenn F. Windiſchgrätz nicht den launigen 
infall gehabt hätte, den Sprechern den Mund mit 
f lei zu ftopfen, fo würde man hier viel über Berlin 
en Mit banger Aengſtlichkeit werden in Kaffee 
Man allbäuſern die deutſchen Journale erwartet. — 
ficht mand auf fie los, man verſchlingt ſie, dann 
Reht ic feinen Nachbar an und der Nachbar ver 
4 * Man ſagen will, wenn man ihn anſchaut. 
in Das iſt der Effekt, den die Berliner Ereigniſſe 

Wien hervorbringen. — — Der verhaftete Dr. 

r Redakteur des „Radikalen“, wurde von ei: 
“ Frau verrathen, die durch dieſe Angeberei ihren 
Mpromittirten Gatten befreite. — Mit ängſtlicher 
cen den ſieht man der Entwickelung des ungari⸗ 
2 Trauerſpiels entgegen, deſſen Entwickelungsmo⸗ 
* da ſein ſoll. — Man verſichert, daß der neuen 
8 immer in Kremſier ein vollſtändig ausgearbeiteter 
onſtitutionsentwurf vom Miniſterium vorgelegt wer⸗ 
5 fol, Eine Zuſchrift des Miniſters Weſſenberg 
N Smolka fordert diefen auf, fih mit den Akten 
ch Kremſier zu begeben. Smolka legt in ſeiner 
un ieberung Proteft ein gegen die abſichtliche Ignori⸗ 
ng ſeiner Präſidentenwürde. — Wir hofften letzthin 
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tifikal⸗Hochamt abgehalten, wobei der Herr Füͤrſterzbi⸗ 
ſchof ſelbſt fungirte. — Den 20. iſt das dem Kai⸗ 
ſerhauſe treu gebliebene ungariſche Regiment Großfürſt 
Michael mittelſt Eiſenbahntransports durch Olmütz 
paſſirt und wurde von Sr. Majeſtät beſichtigt. 

Geſtern ſind Fürſt Schwarzenberg und Dr. Bach 
nach Wien abgereiſt, wir glauben Maßregeln der 
Milde (mit Pulver und Blei), welche demnächſt in 
Wien eintreten ſollen, mit dieſer Miſſion in Verbin⸗ 
dung bringen zu dürfen. Zugleich mit ihnen ſind die 
Mitglieder der Frankfurter Reichsverſammlung, Plötzl 
und Paur aus Augsburg, nach Wien gegangen. Ueber 
ihre Sendung verlautet zwar nichts Gewiſſes, allein 
ſie dürfte wohl auf die Hinrichtung Robert Blums 
und die Anerkennung des Beſchluſſes über die Unver⸗ 
letzlichkeit der deutſchen Parlamentsglieder Beziehung 
haben. Auch eine Deputation öſterreichiſcher Serben, 
fowie der Sachſen aus Siebenbürgen weilt ſeit eini⸗ 
gen Tagen in unſern Mauern und beide drücken un⸗ 
verholen den Wunſch aus, mit den übrigen Völkern 
Oeſterreichs in nähere politiſche Verbindung zu treten. 
— Eine Unterredung mit dem zum Miniſter des In⸗ 
nern bezeichneten Grafen Stadion ſcheint die Deputir⸗ 
ten mit großem Vertrauen zu dieſem Staatsmann er⸗ 
füllt zu haben. (Olmützer Bl.) 

* Krakau, 21. Novbr. (Emiſſäre ſuchen 
das Heer zu bearbeiten.] Aus einem heute er⸗ 
laſſenen Armeebefehle des Feldmarſchalls Schlick iſt 
auf die Thätigkeit der Emiſſäre zu ſchließen, welche 
namentlich das Heer zu bearbeiten bemüht ſind. — 
Jener Armeebefehl (ein ähnlicher iſt auch vom Fürſten 
Windiſchgrätz erlaſſen worden) lautet wörtlich alſo: 
„Von verſchiedenen Seiten iſt es zur Kenntniß des 
Feldmarſchalls gekommen, daß man in vielen Provin⸗ 
zen bemüht iſt, durch Vermittelung von Emiffären und 
Schriften, das k. k. Heer zur Untreue zu verleiten. — 
Obgleich der vortreffliche Geiſt, der die k. k. Armee, 
mit einer nur ſehr geringen Ausnahme, belebt, jede 
Erwähnung in dieſer Hinſicht überflüſſig macht, — 
ſehe ich mich doch veranlaßt, anzuordnen, daß ſämmt⸗ 
lichen Armee-Abtheilungen ſoſort und zu wiederholten 
Malen die Beſtimmung bekannt gemacht werde, welche 
jedem Soldaten, Feldwebel und Wachtmeiſter mit ein— 
begriffen, eine Belohnung von 25 Gulden zuſichert, 
der einen Emiſſär, oder einen Aufwiegler, der durch 
Rede oder Vertheilung von Aufrufen und ähnlichen 
Schriften die Soldaten zur Untreue, oder Flucht zu 
überreden ſucht, entdeckt oder feſthält.“ 


Dänemark. 
Kopenhagen, 19. Nov. In höhern Kreiſen cir⸗ 
culirte bier dieſer Tage die Abſchrift einer an den ruſ⸗ 
ſiſchen Geſandten in Frankfurt gegangenen Note, 
worin der Kaiſer erklärt, die Rechte Dänemarks bewah— 
ren zu wollen, und müſſe er es auch mit Waffenmacht 
thun. Dabei glaubt man nun, daß das neue Mini⸗ 
ſterium, in Uebereinſtimmung mit dem Könige, bei den 
in London bevorſtehenden Friedens unterhandlungen ſich 
auf keine Bedingungen einlaſſen wird, die den auch 
durch den Reichstag ausgeſprochenen Wünſchen der 
Nation zuwider wären. Dieſcs ſcheint nicht nur aus 
den Worten des Conſeil-Präſidenten, wie er dem 
Reichstage das neue Miniſterium ankündigte, und die 
als das Programm des jetzigen angenommen worden, 
hervorzugehen, ſondern beſtätigt ſich auch dadurch, daß 
das Reichstagsmitglied Konferenzrath Treſchow, wohl 
mit unſer erſter praktiſcher Rechtsgelehrte, fo wie er 
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ſich ſelbſt mit [er Namens⸗Unterſchtiſt für die ſichere 


keinen ſtandrechtlichen Todesfall mehr zu melden; al- noch kürzlich am Reichstage ausgeſprochen, den Mini⸗ 
lein die Opfer vermehren ſich noch immer ſter in London, Grafen Reventlow, dahin zu begleiten 
Das Volk iſt ſehr empört im Begriff ſteht. 


Auch heißt es, daß der Regierungs⸗ 
rath Hoepfner dieſer Miſſion beigeſellt wird. 


— = 


Lokales und Provinzielles, 


* Breslau, 23. Novbr. [Sitzung der Cen⸗ 
tral-Kommiſſion ſämmtlicher Bürgerwehr— 
Klubbs. Abends 6 Uhr.] Von Berlin aus war 
an das hieſige Kommando der Bürgerwehr die Auf: 
forderung ergangen, einen Bürgerwehr-Kongreß für 
ganz Preußen in Breslau zuſammen zu berufen. Das 
Wehramt hatte deshalb die Führer der hieſigen Bür— 
gerwehr geſtern zuſammen berufen, um fie hierüber zu 
befragen. Die Verſammlung hatte ſich (wie ſchon in 
der geſtrigen Zeitung berichtet) hiermit einverſtanden er⸗ 
klärt und die weitere Ausführung der Central-Kom⸗ 
miſſion der Bürgerwehr-Klubbs im Einvernehmen mit 
dem Wehramt übertragen. In der heutigen Sitzung 
beſchloß nun die Central-Kommiſſion einen 

Kongreß der Bürgerwehrmänner 

Preußens 
nach Breslau zuſammen zu berufen. Es wurde zu 
dieſem Endzwecke eine Kommiſſion ernannt, die nach 
Verabredung mit dem Wehramt, morgen das Nähere 
veröffentlichen wird. Der Termin, an welchem der 
Kongreß hier zuſammentreten ſoll, iſt auf Montag den 
4. Dezember angeſetzt. 

Ferner wurde beſchloſſen: durch Bürger oder Wahl: 
männer in jedem Bezirke die Urwähler zuſammen 
zu berufen, um zu erklären: ob die Stadtverord⸗ 
netenu⸗Verſammlung nach ihren letzten Maßnah⸗ 
men noch das Vertrauen der Stadt genieße 


oder nicht. 


Erklärung. 


Zur Berichtigung und Widerlegung der mannigfa⸗ 
chen Gerüchte, welche über die am 20. d. Mts. zwi⸗ 
ſchen dem Oberſten und den Führern der Bürgerwehr 
einerſeits, Magiſtrat und Stadtverordneten andererſeits 
vorgekommenen Konflikte im Publikum courſiren, ſind 
das Wehramt und die Führer der Bürgerwehr zu nach⸗ 
ſtehender einfacher Darlegung des Sachverhältniſſes 
veranlaßt worden. 


Magiſtrat und Stadtverordneten hatten an gedach⸗ 
tem Tage die Wegſchaffung der von der früheren Si⸗ 
cherheits⸗Kommiſſion in Gewahrſam genommenen 2400 
Gewehre und deren Transport nach dem Oberſchleſi⸗ 
ſchen Bahnhofe beſchloſſen. Da dieſe Angelegenheit 
wegen der für den Transport zu ſtellenden Schutz⸗ 
Mannſchaften offenbar als eine wehramtliche zu be⸗ 
trachten war, hätte verfaffungsmäßig der Oberſt der 
Bürgerwehr zu den desfallſigen Beſchlußnahmen zuge⸗ 
zogen werden müſſen. 

Dies war nicht geſchehen. Zwar war Oberſt En⸗ 
gelmann kurz vor Mittag zu einer perſönlichen Be⸗ 
ſprechung mit dem Herrn Bürgermeiſter geladen mwors, 
den, mit der Angabe, daß eine Nequifition des Poli 
zei⸗Präſidii wegen Unterdrückung einer Volksverſamm 
lung und des dem Rathhauſe und Regierungsgebäude 
zu gewährenden Schutzes eingegangen ſet, indeß konnte 
der Oberſt dieſer Ladung nicht ſofort genügen, weil 
die Führerverſammlung erſt um 2 Uhr geſchloſſen wurde 
und eine Aufforderung des Hrn. Ober-Präſidenten 
Pinder den Oberſten zu dieſem Letzten beſchieden 
hatte. . 

Erſt um halb 3 Uhr kam die amtliche Aufforde⸗ 
rung des Magiſtrats, füc die ſichere Fortſchaffung der 
Waffen zu ſorgen, auf das Wehramt und dem Ober⸗ 
ſten Engelmann, der um , auf 3 Uhr von den 
Adjutonten aufgefunden wurde, zur Kenntniß. Das 
Aufladen der Waffen hatte indeß ſchon begonnen, ob⸗ 
wohl bald nach Empfang der amtlichen Anzeige die 
Genccal⸗Adjutanten Gocht und Wollheim den 
Hrn. Bürgermtiſter auf die Gefahr aufmerkſam ges 
macht hatten, welche bei der aufgeregten Stimmung 
der Maſſen durch die Fortſchaffung der Waffen am 
Tage „wachſe. Gleiche Vorſtellungen waren durch 
die Spediteur⸗Beamten Deutſch und Spiegel ſchon 
gemacht werden. 

Als Oberſt Engelmann in das Konferenz-Zim⸗ 
wer des Rath hauſes kam, wo ſich Magiſtratsmitglie⸗ 
ber und Stodtverordnete defanden, wurde ihm der Bes 
ſchluß beider Collegien, Betreffs der Gewehre nochmals 
mitgetheilt, er proteſtirte gegen denſelben, da er ſich 
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Aufbewahrung der Waffen im Rathhauſe verbürgt ſtrat eingezogen hatte, durchs Wohnzimmer ging, wo 


habe und der gedachte Beſchluß ohne ſeine Zuziehung 
erfolgt ſei. Der Prozeſt wurde in aufgeregter Weiſe 
zurückgewieſen, ſofortige beſtimmte Erklärung über das 
Wegſchaffen der Waffen gefordert, widrigenfalls man 
Militär cequiriren werde. 

Während deſſen ſuchten bereits bedeutende Volks⸗ 
maſſen die Fortführung der Gewehre zu hindern, Stabs⸗ 
adjutant Müller, der dem Oberſten Meldung hiervon 
machen wollte, wurde nicht ins Konferenz-Zimmer hin⸗ 
eingelaſſen, mit erhobenen Fäuſten zurückgewieſen und 
die Thür zugeſchlagen, nur mit Mühe gelang es ihm 
und den andern Stabsadjutanten, namentlich den Her: 
ren Wollheim und Rawitz durch die Wachtſtube und 
das Seſſions⸗Lokal in das Konferenz⸗Zimmer zu ge⸗ 
gelangen und dem Oberſten Anzeige zu machen. 

Dieſer wurde nun von Magiſtratsmitgliedern und 
Stadtverordneten unter heftigem Toben beſtürmt, die 
geſammte Bürgerwehr zu den Waffen zu rufen, wi⸗ 
drigenfalls Militär requirirt werden müſſe. Alle Vor⸗ 
ſtellungen ſeinerſeits, daß die Bürgerwehr ſtets ihre 
Schuldigkeit gethan, daß ſolche auch jetzt nicht gewei⸗ 
gert und das nöthige veranlaßt werden würde, fanden 
kein Gehör. Der Oberſt und die Adjutanten wurden 
mit Vorwürfen überſchüttet, die Bürgerwehr habe am 
vergangenen Abend nichts gethan, man ſei des Säbel⸗ 
regiments müde, man durchſchaue die Abſichten des 
Oberſten und werde dieſem Treiben durch die Solda— 
ten ein Ende machen. 

Das dringende Anſuchen keine blutigen Konflikte 
durch voreiliges Herbeirufen des Militärs herbeizufüh⸗ 
ren, da die Waffen ja geſchützt werden ſollten, machte 
den Sturm nur noch heftiger. Namentlich waren es 
mehrere Stadtverordneten, die Herren Regenbrecht, 
Grätzer, Grund, Rösler u. A. mehr erklärten, es ſei 
ganz gleich, was auch daraus entſtehe, Regenbrecht 
meinte, es ſei jetzt Alles zu ſpät, das Militär müſſe auf 
jede Gefahr hin requirirt werden. Letztgenannter 
Verordneter der Stadt ergriff den Herrn Bürger— 
meiſter am Arm und führte dieſen, der die noch nicht 
unterſchriebene Requiſition in der Hand hielt, nach dem 
Nebenzimmer, um ihn zur Unterſchrift zu veranlaſſen. 

Da erſt gelang es den Bemühungen der Offiziere 
den Herrn Bürgermeiſter zu bewegen, dieſem Andrän— 
gen zu widerſtehen, und es wurde ſofort Generalmarſch 
geſchlagen, um die geſammte Bürgerwehr zu allarmiren. 

Jetzt wurde vom Magiſtrat die Siſtirung der 

Waffen⸗Fortſchaffung angeordnet und die Gewehrkiſten 
zurückgebracht, was die ſofortige Rückkehr vollſtändiger 
Ruhe zur Folge hatte. 
Als die Bürgerwehr- Bataillone zuſammengetreten 
waren, entbat der Oberſt die Majore zu ſich auf's 
Wehramt, um ſie von dem Grunde des Allarms 
zu unterrichten. Die Bataillone wurden entlaſſen, die 
Führer verſammelten wieder auf dem Wehramt. Sie 
beſchloſſen, vom Magiſtrat und Stadtverordneten Ge⸗ 
nugthuung für die Vorgänge des Nachmittags, Ein⸗ 
ſetzung eines neuen Sicherheitsausſchuſſes 
zu beantragen. Gegen Ende dieſer Berathung 
kam die Nachricht, daß ſich unter der Bür⸗ 
gerwehr das Gerücht verbreitet hatte, Oberſt Engel⸗ 
mann ſei auf dem Rathhaus in Gefahr und verhaf: 
tet, und daß viele Wehrmänner ſich deshalb dorthin 
begeben hätten. Um jeden Conflikt zu verhüten, be⸗ 
gaben ſich nun ſämmtliche Führer mit dem Rufe: 
„Wir wollen das Rathhaus ſchützen“, dorthin. Im 
Seſſions⸗Zimmer, wo Magiſtrat und Stadtverordnete 
noch verſammelt waren, nahm Major Meier das Wort 
und trug das Begehren der Führer in zwar entſchie⸗ 
dener doch gemeſſener und würdiger Weiſe vor. Die 
darauf entſtehende Debatte war eine, wenn auch er 
regte ſo doch durchaus 
bis Herr Regenbrecht den auf Ehrenwort 
abgegebenen Ausſagen der bei den Nachmittagsvorfäl— 
len betheiligten Offiziere gegenüber, geradezu ableug⸗ 
nete, das Herbeiholen des Militärs verlangt zu haben. 
Da erſt fielen harte und heftige Worte, denen aber 
ſofort ſowohl der Oberſt als mehrere Offiziere mit der 
Mahnung zu würdigem Verhalten entſchieden entge⸗ 
gen traten. 

Es iſt eine gehäſſige Verleumdung, wenn das Ge⸗ 
rücht verbreitet worden iſt, es ſeien bei dieſer Gelegen⸗ 
heit die Degen gezogen worden. Im Gegentheil eil⸗ 
ten der Oberſt und viele Führer hinaus, als die Menge 
gegen die Hinterthür des Konferenz⸗Zimmers andrang, 
ermahnten zur Ruhe und Reſpektirung der Unverletz⸗ 
lichkeit der Perſonen. Wenn einzelnen Perſo⸗ 
nen von Bürgerwehrmännern der Ausgang aus 
dem Magiſtrats⸗Lokal und dem Rathhauſe ver: 
weigert worden iſt, ſo iſt dies ohne Befehl ge⸗ 
ſchehen. Der beſte Beweis dafür iſt der, daß ſelbſt 
die Stabs⸗ Adjutanten und höheren Offiziere, die die⸗ 
ſem Verfahren widerſprachen, kein Gehör fanden; daß 
der Oberſt ſelbſt den Säbel ziehen mußte, um ſich Ge⸗ 
horſam zu erzwingen. Die Unterſuchung wegen dieſer 
Inſubordination iſt auf ehrengerichtlichem Wege bereits 
eingeleitet. Ein Grund zur Beſetzung aller Ausgänge 
des Rathhauſes, wozu kein Befehl gegeben worden, 
iſt auch darin zu finden, daß ein Adjutant des Gouver⸗ 
neurs die Nachricht von dem Stande der Dinge vom Magi⸗ 


— 


leidenſchaftsloſe, 


durch das Gerücht entſtand, der Magiſtrat hade Mi⸗ 

litär requirirt, und die anweſenden Wehrmänner un⸗ 
ter dem Rufe: „Verrath“ alle Ausgänge beſetzten. 
Der Befehl des Oberſten entfernte dieſelben wieder. 

Auch dieſer Umſtand wird durch die veranlaßte Un⸗ 
terſuchung näher erörtert und das Weitere desfalls vers 
öffentlicht werden. 

Bemerkenswerth iſt noch, daß nach der Verſiche⸗ 
rung des Herrn Stadtbaurath Hennig die Verladung 
der Waffen am Nachmittag ohne Anordnung einer 

Magiſtratsperſon begonnen haben ſoll. 
Breslau, den 23. November 1848. 
Das Kommando der Bürgerwehr 
im Namen der Führer. 


* Breslauer Kommunal- Angelegenheiten. 


Breslau, 23. Nov. In der heute ſtattgehabten 
Sitzung der Stadtverordneten trug der Vorſteher⸗ 
Stellvertreter darauf an, um, wie er ſich ausdrückte, 
alles Zwiſchenreden und unruhige Aeußerungen zu 
unterdrücken, daß ſtreng darauf gehalten werden ſolle, 
daß nur der, welcher ſich zum Worte gemeldet, ſolches 
erhalten ſolle. Er theilte ferner mit, daß der Bor: 
ſteher der zu ihm geſandten Deputation erklärt habe, 
wie er, bevor die Sache erledigt, ſich nicht entſchließen 
könne, das Amt wieder zu übernehmen. Die Erklä⸗ 
rung des Herrn Grund konnte wegen Abweſenheit 
deſſelben vom Orte nicht erfolgen. 


Rückſichtlich der Erklärung der Stadtraͤthe Fro⸗ 
bös und Ludewig wurde befchloffen, dieſelben durch 
eine Deputation um Beibehaltung ihres Amtes zu erz 
ſuchen. Der Austritt des Stadtrath Warnke wurde 
angenommen. Derſelbe hatte in ſeiner Erklärung die 
Worte hinzugefügt, daß man ihn aus der Bürgerrolle 
ſtreichen und wieder in die Klaſſe der Schutzverwand⸗ 
ten fegen möge. Dieſer Zuſatz rief gegen den Aus⸗ 
ſcheidenden einige eben nicht freundliche Worte hervor. 
Die Erklärung war ſchon vom 14. November datirt. 

Von einem Mitgliede wurde der Antrag geſtellt, 
durch den Magiſtrat das Wehramt aufzufordern, an 
die Compagnien einen Befehl zu erlaſſen, daß bei 
Allarmirungen kein Wehrmann in die Wohnun⸗ 
gen anderer Wehrmänner dringe, um dieſe zwangs⸗ 
weiſe herbeizuführen. Es wurden Beiſpiele angeführt, 
daß man auf dieſe Weiſe Wehrmänner, die nicht er⸗ 
ſchienen ſeien, am 19. November Abends gezwungen 
hätte, zu erſcheinen und ſogar gedroht, wenn ſie nicht 
ſofort erſchienen, ſie mit dem Kolben zu zwingen. 
Guhrauer und Linderer glaubten, daß, wenn ein 
Wehrmann ſich beleidigt oder verletzt glaube, er ſich 
ſelbſt an das Wehramt wenden müffe, wo dann das 
Ehrengericht ſchon entſcheiden werde, ob und von wel⸗ 
cher Seite eine Pflichtverletzung begangen worden. 
Der Antrag wurde jedoch zum Beſchluß erhoben. — 
Der Antrag, eine Commiſſion zu ernennen, welche 
darüber bis Morgen Bericht erſtatten ſoll, was zur 
Beſeitigung der jetzigen Zuftände zu thun fein durfte, 
fand ebenfalls Zuſtimmung. 


* Breslau, 23. Nov. [Handelskammer.] In 
der am 21. d. begonnenen und geſtern ſortgeſetzten Sitzung 
wurde zunächſt dem abgetretenen Oberpräſidenten, Herrn 
Pinder, nachſtehende Adreſſe votirt: 

„Die hieſige Handelskammer fühlt ſich gedrun⸗ 
gen, Ihnen ꝛc. ꝛc. ihre dankbatſte Anerkennung für 
die unausgeſetzte Sorgfalt an den Tag zu legen, 
welche Sie während der ſchwierigen Zeit, in der die 
Leitung der Provinz Schleſien Ihnen anvertraut 
war, den Intereſſen des Handels und der Induſtrie 
gewidmet haben. Je ſchwerer der Druck war, wel⸗ 
cher auf dem Handel: und Induſtrieſtande laſtete, 
um ſo wohlthuender war die Ueberzeugung, daß jede 
auf Erleichterung ſeiner Lage abzielende Maßregel 
in Ihnen den thätigften Förderer, der Einzelne aber 
für ſeine Wünſche und Anliegen den ſtets bereiten, 
theilnehmenden Berather und Helfer fand. — Ge⸗ 
ſtatten Sie, daß wir an dem Tage, an welchem zu 
unſerem tiefen Bedauern Ihre Amtsthätigkeit ein⸗ 
geſtellt iſt, der Geſinnung der Dankbarkeit und der 
beſonderen Hochachtung Worte geben, von welcher 
wir uns durchdrungen fühlen.“ — 


In Sachen der Regulirung des Strombettes 
der Oder war die Nachricht eingegangen, daß der 
Eigenthümer des, die Schiffahrt fo ſehr beläſtigenden 
Beuthener Wehres daſſelbe dem Miniſterium zum 
Kaufe angeboten. Es wurde beſchloſſen, dieſes mit Be⸗ 
zug auf die früher in dieſer Sache geſtellten Anträge zu 
erſuchen, den günſtigen Augenblick für Erwerbung des 
Wehres nicht vorübergehen zu laſſen, indem lediglich die 
gänzliche Wegſchaffung deſſelben der Schiffahrt von 
Nutzen ſein könne. 

Es wird ein Schreiben des Herrn Provinzial 
Steuer⸗Direktors mitgetheilt, nach welchem derſelbe 
auf den Antrag der Handelskammer widerruflich geneh⸗ 
miget, daß die zum Tranſit beſtimmten, hier eingehen⸗ 
den Heringe künftig ſchon mit dem 1. Sept. auf dem 
Packhofe zur Lagerung gelangen. Die Lagerfriſt auch 
auf den Monnt April auszudehnen, wie ebenfalls ange⸗ 


tragen geweſen, war indeſſen abgeſchlagen worden, weil derten ihre Kollegen durch ſchriftliche Einladungen 


1 


und von der Ein 


hierzu ein Bedürfniß nicht vorhanden, 
Monats auf die 


ae des warmen Wetters dieſes * 
gedachte Waare nachtheilige Ausdünſtungen zu befürc 
ten ſeien. 


Auf vetſchiedene Schreiben der Handelskammer mat 
Seitens der Direktion der Niederſchl.⸗Mitk 
Eiſenbahn-Geſellſchaft die Benachrichtigung einge 
gangen, daß die beabſichtigten Reparaturen an dem elk 
triſchen Telegraphen der Bahn vorausſichtlich inner 
halb dreier Monate bewerkſtelligt und alsdann auch dk 
Vervollkommnungen ausgeführt fein dürften, um mit 
telſt deſſelben eine regelmäßige Beförderung von privat 
Correſpondenz zu ermöglichen; ſowie, daß fie nichts de 
für thun könne, daß die Begleitſcheine der ankommende 
Tranſitgüter fortan zu gleicher Zeit mit denſelben ol 
dem Packhofe abgeliefert werden, indem feicdhes dul 
die hierorts beſtehende Zollhofsordnung unmöglich 
macht werde. In Folge deſſen werden die vorläufſ 
Schritte zu thun beſchloſſen, welche event. die Abänderl 
der betreffenden Beſtimmun en dieſer Jollhofsordnuſ⸗ 
zum Ziele haben. 

Es werden Kommi ſionen ernannt: 

a) um das Projekt der Errichtung einer Kork“ 
börſe im hieſigen Börſengebäude, deſſen Aus 
rung dei den Gewerbtreibenden auf Schwierigkeiten 
ſtoßen, in nochmalige Berathung zu ziehen, und zu ® 
wägen, auf welche Weiſe künſtighin eine ſichere Ermif 
telung der Preiſe des im Markoerkehre verkauften G“ 
treides zu ermöglichen ſein dürfte; 

b) un mit der Direktion der Oberſchleſiſchel 
Eifenbahn⸗Geſellſchaft darüber zu unterhandel 
daß fie liberalere Grundfäge in Bezug auf die, bei DM 
ihr zur Frachtbeförderung übergebenen Waaren, zu la“ 
ſtende Garantie Platz greifen laſſen möchte. 


[Popular⸗philoſophiſche Vorträge im Ke 
nig von Ungarn.] Das Wichtigſte und Intereſ⸗ 
ſanteſte in der dritten Vorleſung am 21. d. M. wal 
wohl die Entwickelung der auf die Heiligkeit un 
Gerechtigkeit Gottes bezüglichen Begriffe: Freihell 
Sünde, Böfes, nebſt den anverwandten Zwang, UM 
ſchuld, Willkür, Nothwendigkeit. Die Freiheit . 
nicht das Wahlvermögen, ſo oder anders handeln 4 
können; ſie iſt vielmehr das Freiſein ſowohl von 
Naturzwange, als von der Willkür. Freiheit iſt mM 
ſentlich Selbſtbeſtimmung, Selbſtbeſchränkung. 
Vernunftgefeg find Freiheit und Nothwendigkeit ei 
Der Menſch wird aber nur wahrhaft frei durch 
Hindurchgang durch die Willkür. Der erſte Feh 
öffnet ihm die Augen über das, was gut und böſe . 
So weit iſt Wiſſen und Thun Gottes mit dem 
ſen und Thun des Menſchen völlig conform. 
da an aber, in jeder wirklichen Sünde, nimmt d 
göttliche Wiſſen und Thun eine andere Form um 
Geſtalt an, als das menſchliche. Während der ir] 
der feine Gedanken und Handlungen frei wähnt, 
Gott fie als nichtige, überwundene, die nur diene 
müſſen feine Heiligkeit und Gerechtigkeit zu verherill 
chen. Daß Gott ſie auch als ſolche erſcheinen u 
vergehen läßt, darin zeigt er ſich abſolut gerecht; daß 
Gott aber den Sünder nie tiefer ſinken läßt, als die; 
fer es ſelbſt will, und daß dem Sünder die Wege zul 
Umkehr und Entfündigung geöffnet bleiben, darin i 
Gott gütig und gnädig. (Hier ſchloß ſich ein Excurz 
an über die „[upernumerare” Gerechtigkeit Corte 
wie fie vom Senfeits verlangt wird, und über die 
ſtimmbarkeit der Güte Gottes durch das Gebet.) Den 
Schluß bildete die Entwickelung der Liebe und Se⸗ 
ligkeit Gottes, Liebe und Gegenliebe. „Es iſt die 
innere Unendlichkeit, welche in jedem Gegenſaß liegt, 
die hier zu Tage kommt. 
Spiegel geftellt einen unendlichen Widerſchein giebt u 
nach beiden Seiten eine unüberſehbare Reihe von Li 
tern hervorruft, ſo iſt es mit der Flamme der ewigen 
Liebe, wenn ſie zwei Menſchenherzen ergriffen hat. 
iſt eine unendliche Welt, die ihnen aufgeht; es 
Gott ſelbſt, der fie über ihre Einzelnheiten hinaus hebt, 
zum Gefühl und zum Gedanken des All-⸗Lebens.“ — 
Der nächſte Vortrag ſoll mit der Darſtellung der Ma 
jeftät Gottes beginnen und daran ſich die Entwicke 
lung des politiſchen Majeſtäts⸗Begriffes unmittelbal 
anſchließen. 


* Liegnitz, 22. Nov. ([Verſammlung ſämm 
licher Wahlmänner des Liegnitzer Wahlkr 
ſes.] Schon in meinem vorletzten Briefe, der abel 
jedenfalls durch den in Breslau an der Poſt begab 
genen Raube mit abhanden gekommen iſt, ſchrieb! 


Wie ein Licht, zwiſchen zu 


Ihnen, daß im hieſigen Sicherheits-Ausſchuſſe der An 


trag geſtellt worden fei, eine Kreisvetſammlung zu DER 
anſtalten, um durch dieſelbe die Kreisbewohner bet 
den gegenwärtigen Konflikt zwiſchen der Krone und det 
National⸗Verſammlung aufzuklären und die Beſchlülſſe 
der letzteren als rechtsgültige Schritte zu motivicen. 
Der Antrag wurde unterftüge und zur Debatte 9 
bracht; im Verlaufe derſelben aber das Amende 
geſtellt, ſtatt einer Kreisverſammlung lieber die Wa 
männer des Liegnitzer Wahlbezirks für Berlin zu eine“ 
Konferenz zuſammenzuberufen. Bei der Abſtimmung 
fiel der eigentliche Antrag, das Amendement aber wu 
zum Beſchluſſe erhoben. Die hieſigen Wahlmaͤnnet 
ſtellten ſich an die Spitze des Unternehmens und for 
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Theilnahme an der proſcktirten Berathung auf. Die 
felbe fand geſtern Nachmittag von 2 Uhr ab im deut⸗ 
en Kaiſer ſtatt. Es hatten ſich dazu faſt ſämmt⸗ 


e Wahlmänner des Liegnitzer Wahlkreiſes eingefun⸗ 2 


„Nachdem man ſich über die Tendenz des Mini⸗ 
Retiumg Brandenburg⸗Manteufel gegenfeitig hinreichend 
0 andigt hatte, und die Beſchlüſſe der National: 

erſammlung als durchaus geſetzlich zu betrachten ſich 

gedrungen fühlte, richtete man folgende Adreſſe an 
unſere Vertreter nach Berlin: 
„Die unterzeichneten Wahlmänner des Kreiſes Liegnitz 
zur Berliner National⸗Verſammlung proteſtiren hier⸗ 
durch gegen die Vertagung, Verlegung und reſp. Auf⸗ 
löfung der National-Verſammlung und erklären ſich 
mit allen ihren ſeit dem 9. bis zum 17. d. M. gefaß⸗ 
ten Beſchlüſſen für einverſtanden. 

Liegnitz, den 21. November 1848. 

Folgen die Unterſchriſten. 
Ein großer Theil der ländlichen Wähler einigte 
fit, nebenbei noch dahin, ihre Urwähler zu beſtim⸗ 
men, den Beſchluß der National⸗Verſammlung, daß 
as des Hochverraths angeklagte Miniſterium Bran⸗ 
enburg nicht befugt ſei, Staatsgelder zu verwenden 
oder Steuern zu erheben, in möglichſt genaue Ausfüh⸗ 

Ng zu bringen. Um die Urwähler über die ganze 

achlage aufzuhellen, iſt eine ſchriftliche Anſprache 
N fie entworfen und gedruckt worden. Dieſelbe ſoll 
N einer Menge von Exemplaren verbreitet werden. 


** Beuthen a. d. O., 20. November. [Auch 
er hieſige Magiſtrat und die Stadtverord⸗ 
neten⸗Verſammlung] haben nunmehr eine Adreſſe 
an den König abgeſendet, in welcher ſie den Beſchluß 
der Nationalverſammlung vom 9. November dilligen 
und um Rücknahme der Vertagung und Verlegung 
nach Brandenburg bitten. Eine Zuſtimmungs⸗Adreſſe 
an die hohe Nationalverſammlung von Seiten der 
dieſigen Einwohnerſchaft iſt bereits früher abgegangen. 


—r— Gr. Glogau, 22. Nov. (Beſchlüſſe 
der Kommunalbehörden.] Von den Stadtver⸗ 
ordneten hier iſt eine Adreſſe an die Nationalverſamm⸗ 

Mg in Berlin beſchloſſen, in welcher beantragt wird, 
ine hohe Nationalverſammlung wolle ſofort beſchlie⸗ 

„daß kein unter dem Miniſterium Brandenburg er: 
gehender Erlaß zu reſpektiren und zu befolgen, ihm 
vielmehr von allen Privatperſonen, ſo wie von Civil⸗ 
und Militärbehörden jeder Gehorſam zu verſagen ſei, 
und daß die hohe Nationalverſammlung ihre Berathung 

Berlin fortſetzen, und wenn fie daran durch Ger 


walt verhindert werden ſollte, ihren Sitz an einen an⸗ 


Ort verlegen möge. — Der Magiſtrat iſt mit 
eſer Adreſſe nicht einverſtanden und hat dieſelbe nicht 
mit vollzogen, weil es unpaſſend erſcheint, der National⸗ 
ſammlung vorzugreifen und ihr Maßregeln anzu⸗ 
rathen, die fie beſſer und richtiger zu erwägen im 
tande iſt, als eine entfernte Gemeinde und daher 
herlich, wenn fie von der Nothwendigkeit geboten 
waren, nicht verabſäumt haben würde, ꝛc. So der 
Magiſtrat auf die Aufforderung der Stadtverordneten, 
der Adreſſe beizutreten. — In Folge der Anfrage der 
etzteren an den Magiſtrat, welche Richtung derſelbe 
i der jetzigen politiſchen Kriſis einzuhalten gedenke, 
ſpricht ſich derſelbe im Veröffentlichungsbericht unter 
Anderem folgendermaßen aus: 

„Treu dem ſchon in der Adreſſe an Se. Majeſtät 
den König ausgeſprochenen und von beiden Körper⸗ 
ſchaften angenommenen Grundſatze, wird der Ma⸗ 
giſtrat auch ferner Schritt vor Schritt mit der Na⸗ 
tionalverſammlung gehen, aber auch nicht eine Linie 
weiter als dieſe ſelbſt. Hiernach wird der Magiſtrat 
dem Miniſterium Brandenburg den Gehorſam ver⸗ 
ſagen, ſobald die Nationalverſammlung ausſpricht, 
daß fimmtiche Staatsbürger ihrer Pflichten gegen 

de höchſten Staatsbehörden enthoben werden und 

er von der Nationalverſammlung erhobenen Anklage 
des Miniſteriums wegen Hochverrath durch Einlei⸗ 
1. der Unterſuchung wirklich Folge gegeben 

4 *.“ 

Dem Verlangen der Stadtverordneten, den Ein⸗ 
wohnern der Stadt durch Urwählerverſammlungen Ge⸗ 
legenheit zur Unterzeichnung obiger Adreſſe zu geben, 

unte nicht gewillfahrt werden, da wegen Aufnahme 
verendeten bedingt durch den ſich nicht unerheblich 
Berau derten Perſonalſtand feit April d. J., ein großer 
Zeitverluſt entſtehen würde, welcher den Zweck der Adreſſe 
vereiteln müßte. Um aber doch jedem Einwohner Ge⸗ 
legenheit zu geben, ſich durch Unterſchrift an dieſer 
1 effe zu betheiligen, liegt dieſele vom 21. bis 23. 
€ M. im Sitzungszimmer der Stadtverordneten aus. 

in Magiſtratsmitglied und 2 Stadtverordnete ſind 
gegenwärtig, damit die Unterſchrift auf eine glaubwür⸗ 

ige Weiſe erfolgen könne. — Ebenſo konnte der Ma⸗ 
giſtrat dem Antrage wegen Beſchaffung einer interimi⸗ 
a Bürgerwehr nach § 128 des Bürgerwehrgeſetzes 
vom 17. Oktober d. J. nicht ſtattgeben. 

Se er Te a a Et ̃ ̃ ˙ — 

[Wir erhalten folge eclamation:] In dem 
geftrigen Blatie Ihrer a meine ee Ab: 
‚Pefendrit aus Jaſſo mit einem Memoire vom 7. September 
ze end einem in Verfolg deſſelden abgeſchloſſenen Traktate 

n Verbindung gebracht. Da weder jenes Memoir noch 


ein in 
exiſtiren, fo erledigt ſich an 


Verfolg deſſelben 9 Traktat in Wahrheit 
\ } die unrichtige Angabe hinſicht⸗ 
lich meiner von ſelbſt. — Ich bitte dieſer meiner Erklärung 
in Ihrem Blatte eine Stelle zu ſchenken. — Berlin, den 
22. November 1848. — v. Richthofen, General⸗Konſul 
in den Donau⸗Fürſtenthümern. 


7 ² . . ⁰˙ . 
Inſerate. 


— — — 


N Bekanntmachung. 

Im Auftrage des königlichen Miniſterii des In⸗ 
nern bringe ich hierdurch zur öffentlichen Kenntniß, daß 
der bisherige Verweſer des hieſigen Polizei-Präſidii, 
Herr Regierungs-Rath Kuh, von dieſer Funktion auf 
Anordnung des Herrn Miniſters des Innern entbun— 
den worden iſt, und daß ich dieſe Funktion vorläufig 
dem Herrn Regierungs-Rath von Kehler übertragen 
habe. 

Breslau, den 23. November 1848. 

Der Ober-Präſident der Provinz Schleſien. 
In Vertretung: v. Schleinitz. 


Aufforderung. 5 
Diejenigen königlichen Fußjäger, welche auf Kriegs⸗ 
reſerve entlaſſen ſind, und ein Unterkommen als Forſt⸗ 
Schutz⸗Gehülfen zu übernehmen geneigt ſind, werden 
hierdurch aufgefordert, ſich baldigſt deshalb bei uns zu 
melden, dabei aber die Zeugniſſe über ihre Militär⸗ 
Verhältniſſe und moraliſche Führung mit vorzulegen. 
Breslau, den 18. November 1848. 
Königliche Regierung. 
Abtheilung für Domainen, Forſten und direkte 
1225 Steuern. 


Nach einer Benachrichtigung des königlichen Poli⸗ 
zei⸗Präſidii zu Berlin wird von allen dort ankommen⸗ 
den Fremden auf den Bahnhöfen und in den Gaſthö— 
fen eine Legitimation erfordert. Den nach Berlin Rei⸗ 
ſenden wird daher empfohlen, ſich mit Päſſen oder 
Paßkarten zu verſehen. 

Breslau, den 22. November 1848. 

Königliches Polizei⸗Präſidium. 


Seit geſtern Mittag bis heute Mittag ſind nach 
amtlicher Meldung an der Cholera drei Perfonen er 
krankt und drei geſtorben. 

Breslau, den 23. November 1848. 


Das königliche Polizei-Präſidium. Kuh. 


Krone oder Republik. 

Diejenigen, welche auf Seite des Miniſteriums 
Brandenburg ſtehen, rufen und ſchreien ins Land hin⸗ 
ein: es handle ſich jetzt nicht um Volksrechte, ſondern 

um Abſchaffung der Krone und Einführung der Re⸗ 

publik. Schlägt ſie ihr Gewiſſen und fühlen ſie, daß 
Miniſter, welche nur durch Bajonnette und Kanonen 
regieren, die Wurzeln der alten Liebe zur Krone in 
den Herzen des Volkes muthwillig ausreißen? — Doch 
das iſt ihre Sache und ihre Verantwortung. 

Von mir und meinen Freunden ſetze ich jener Rede 
einfach die Verſichernng entgegen, daß wir auch jetzt 
wie immer nicht nach Republik ſtreben, ſondern nach 
einem Königthum, in welchem die Volksrechte unan⸗ 
taſtbar feſtſtehen. 

Aber ich ſetze auch allgemein bekannte Thatſachen 
entgegen. Zweimal iſt in Süddeutſchland ein republi⸗ 
kaniſcher Putſch verſucht und beide Male leicht unter⸗ 
drückt worden. In Frankfurt iſt derſelbe Verſuch ge⸗ 
macht und mit dem Blute Lichnowskys und Auers⸗ 

walds beſudelt, aber in wenigen Stunden vereitelt wor⸗ 
den. In Berlin war vor drei Wochen ein Congreß 
| deutſcher Demokraten beiſammen, tagte öffentlich, hatte 
ſeiner republikaniſchen Beſtrebungen kein Hehl, und — 
fand in der Berliner Bevölkerung keinen Anklang. Es 
war weiſe von der Regierung, dieſen Demokratenkon⸗ 
greß ungeſtört tagen zu laſſen; gerade dadurch kam die 
Schwäche dieſer Beſtrebungen unwiderleglich an den 
Tag. Wo hat die Republik wirklich Wurzel in Deutſch⸗ 
land? Offenbar bei einem ſo kleinen Theile des deut⸗ 
ſchen Volkes, namentlich in Nord⸗Deutſchland, daß 
derſelbe gar nicht in Betracht kommt, 

Darum ſpreche ich es einfach vor dem Urtheil aller 
Unbefangenen aus: Jene Rede von der Republik iſt 
entweder der Ausdruck eitler Furcht, oder ſie iſt ein 

Vorwand, eine Verläumdung, welche uns um das 
Vertrauen unſerer Mitbürger bringen ſoll. Unſer 260 
— ſo hoch iſt unſere Zahl bereits wieder geſtiegen — 
ſind wir hier auf unſerm Poſten geblieben, um gemäß 
unſerer Pflicht die Rechte des Volkes in der Monar⸗ 
chie zu vertreten, ſo lange uns dazu noch die geringſte 
Möglichkeit bleibt. Unterliegen wir ganz, ſo wird uns 
doch unſer Volk die Anerkennung der Treue nicht ver⸗ 
ſagen. 20. November. Uhlich. 

Es thut mir ſehr leid, daß ich durch den eben er⸗ 
ſchienenen Staatsanzeiger genöthigt werde, noch ein 
Wort aus empörtem Gefühl hinzuzufügen. Was Baſ⸗ 
ſermann in der Frankfurter National- Verſammlung 
über uns berichtet, enthält abſcheuliche Unwahrheiten, 
z. B. „Mitglieder der Rechten verdankten meiſt dem 


Zufall ihr Leben, wenn ſie durch die Menge am Schau⸗ 
ſpielhauſe ſchritten,“ und die unwürdigſten Verdrehun⸗ 
gen, z. B. Bedingungen, welche wir geſtellt haben 
ſollten, ein Convent, den wir beabſichtigten. Wenn 
Jemand fo etwas in einer Geſellſchaft erzählt, fo iſt 
er ſehr leichtſinnig; wenn er es amtlich in einer Na⸗ 
tional⸗Verſammlung ſagt, ſo — ich habe keinen Na⸗ 
men dafür. Uhlich. 


Hochgebictender Herr Oberpräſident! 
Es war ein großer, eines muthigen Mannes wür⸗ 
diger Entſchluß, zu der Zeit die Regierung einer Pro⸗ 
vinz zu übernehmen, wo die bewegte Zeit ein ſolches 
Amt zu den ſchwierigſten machte. Sie haben es ge⸗ 
wagt und in den mißlichſten Verhältniſſen es bewieſen, 
daß der Staat keinem Würdigern ſein Vertrauen ſchen⸗ 
ken konnte. Ihre Geſinnung war die der ganzen Pro⸗ 
vinz und Ihrer Thätigkeit und Ihrem Einfluffe allein 
iſt es zu danken, wenn die Ordnung der Anarchie das 
Feld nicht geräumt hat. Einem ſolchen Manne ſind 
wir zu Danke verpflichtet und dieſen auszuſprechen 
giebt uns die Nachricht Veranlaſſung, daß Sie dieſe 
Stellung zu verlaffen im Begriff find. Nehmen Sie 
die Verſicherung hin, daß Ihnen, wohin Sie auch Ihr 
Schickſal ruft, unſere Hochachtung und die Liebe aller 
derer folgen wird, welche Ihre Verdienſte um die Pro⸗ 
vinz zu würdigen in den Stand geſetzt ſind. 
Brieg, den 21. November 1848. 
Die Schutz-Kommiſſion, 
aus dem Magiſtrat, den Stadtverordneten und den 
aus der Bürgerſchaft und den Schutz⸗Verwandten ce⸗ 
wählten Vertrauensmännern. 


— — 


In Bezug auf die von Sr. Majeſtät dem Könige 
erlaſſene Proklamation vom 11. d. M. haben die un⸗ 
terzeichneten ſtädtiſchen Behörden ſich gedrungen ge⸗ 
fühlt, Allerhöchſtdenenſelben die Geſinnungen uns 
wandelbarer Liebe und Treue in dem Sinne auszu⸗ 
ſprechen, wie dies von dem vaterländiſchen Vereine ge⸗ 


ſtern geſchehen iſt, da wir der Zuverſicht find, daß Se. 


Majeſtät die Verheißung, uns ein guter konſtitutionel⸗ 
ler König zu ſein, mit unverbrüchlicher Treue erfüllen, 
und alle Schwierigkeiten, welche ſich der Begründung 
der Volksfreiheiten gegenwärtig entgegenſtellen, mit 
Weisheit, hoher Kraft und landesväterlicher Milde 
überwinden wird, unter dem Segen des Höchſten und 
zum Heil und Ruhme künftiger Geſchlechter. 
Trebnitz, den 20. November 1848. 
Der Magiſtrat. Die Stadtverordneten⸗Verſammlung. 


Unter heutigem Datum iſt nachſtehende Adreſſe an 
Se. Majeſtät den König abgegangen: 

Ew. königl. Majeſtät bitten unterzeichnete Guts⸗ 
beſitzer des Briegſchen Kreiſes, die Verſicherung aus⸗ 
ſprechen zu dürfen, daß ſie, treu ihrem geleiſteten Eide, 
nie in der Allerhöchſtdero Perſon und dem geſammten 
angeſtammten Königshauſe ſchuldigen Treue und Er⸗ 
gebenheit wanken werden, und dieſe ihre Geſinnung 
mit der unbedingteſten Hingebung zu bethätigen geſon⸗ 
nen ſind. : 1 

Brieg, den 22. November 1848. 

Ew. königl. Majeftät 
treugehorſamſten Rittergutsbeſitzer 
Brieger Kreiſes. 

Anderſon. v. Czaplicka. Gärtner I, Gärtner II. 
Krauſe. Mache. Gr. Pfeil. Raabe. Lothar Feb. 
Richthofen. v. Schmiedeberg. C. Winckler. 

E. Thamme. 


An die Veteranen des preußiſchen 
Vaterlandes! ' 

Kameraden, die Ihr für die Ehre, für die Erhal⸗ 
tung unſers Königshauſes, für das Recht und Ge⸗ 
deihen unſers Vaterlandes Euer Leben einſetztet. Habt 
Ihr Euer Blut umſonſt vergoſſen, und könnt Ihr 
länger müßig zuſehen, wie eine böswillige Rotte Eure 
Errungenſchaften, die Größe und Würde der Krone, 
den Namen und den hohen Ruhm Preußens mit Fä⸗ 
ßen tritt? ; 

Kameraden, Preußen, ermannet Euch! zeigt Euren 
Willen, und Gott wird Eurem Willen Kräfte verlei⸗ 
hen. Vereint Euch, wehret den Fluch von Euch ab, den 
die richtende Nachwelt auf Euch werfen muß, wenn Ihr 
Euren letzten Blutstropfen ſchont und das große Werk, 
was Ihr früher begonnen, unvollendet laßt. Fürchtet 
die rächende Mahnung in Eurer letzten Stunde. Auf 
denn, ſchaaret Euch um Euren König, werdet ihm eine 
mächtige Stütze, tretet als Vermittler der Krone mit 
ihrem Volke, Euren Kindern auf, zeigt Euch als die 
parteiloſen und würdigſten Vertheidiger ihrer gegenſei⸗ 
tigen Rechte. Nicht mit den Waffen in der Hand, 
ſondern mit der moraliſchen Kraft Eures theils greifen 
Hauptes, Eurer vernarbten Wunden ſchützet den König, 
das Geſetz und eine rechtliche Freiheit des Volkes. 
| So tretet dem Irrwahn entgegen, und könnt Ihr 
ibn dann nicht bezähmen, ſo laßt Eure Kinder über 

Eure Leichen ſchreiten, bevor ſie das Recht der Krone 
antaſten und den von Euch erworbenen Ruhm des 
Vaterlandes vernichten. Die Erfüllung Eurer letzten 


Pflicht wird Gott ſegnen und die ſpäteſte Nachwelt 
wird Euren Namen, 
preiſen. : 

Doch die Zeit drängt. 
verluſt einen Aufruf an alle Kameraden ergehen, und 
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Mit tiefgefühltem Dank und inniger Freude ha⸗ 


Euren Ruhm und Eure Ehre ben wir in Nr. 273 der Breslauer Zeitung die vis der Katholiken getheilt haben. 
| terliche Anſprache des Herrn Fürſtbiſchofs von Breslau 
Laßt uns daher ohne Zeitz an feine Diöcefanen geleſen. 


Von allen Parteiinter⸗ 
eſſen fern, find dieſe mahnenden Worte allein der Aus⸗ 


die immer weitere Aufforderung nach Maßgabe der gez fluß ächt chriſtlicher Geſinnung, und werden daher ger 


wichtigen Zeitverhältniſſe gewärtig ſein. 


wiß auch den Weg zum Herzen jedes frommen, gläu: 


Die verehrten Veteranen⸗Vereine werden insbeſon- bigen Chriſten finden. — Da nun aber die Zeitung 


dere dringend gebeten, ſchleunigſt den Kameraden dieſe 


einem großen Theil der ländlichen Bevölkerung unbe: 


Aufforderung dringend ans Herz zu legen, und an den kannt bleibt und gerade dieſer Theil des Volkes viel: 


Unterzeichneten unverzüglich die nöthige Mittheilung 
zu machen. 
Fauljoppe bei Lüben, den 20. November 1848. 
v. Sydow, General-Major a. D., 
früher Kommandeur des GardesKüraffier-Regiments. 


Einwohner hat vor Kurzem ſich veranlaßt geſehen, 
folgendes freimüthiges Geſuch an die National- Ver: 
ſammlung zu Berlin zu richten: 

Hohe National⸗Verſammlung! 

Die hieſige Stadtverordneten-Verſammlung hat 
Hochderſelben ihre vollkommenſte Zuſtimmung zu Ih⸗ 
rem Verfahren im gegenwärtigen Konflikte mit dem 
Miniſterium ausgeſprochen. Leider ſind wir nicht ganz 
im Stande, dieſe Anſicht zu theilen. Vielmehr glau— 
ben wir: daß in dieſem unglückſeligen Konflikte das 
Miniſterium zwar allerdings in der Form arg gefehlt, 
Eine hohe Verſammlung dagegen in der Sache ſelbſt 
ein weit gewichtigeres Unrecht hat. — Glaubte Eine 
hohe Verſammlung, in leicht erklärlicher Empfindlich⸗ 
keit über die Ernennung des widerrathenen Miniſte⸗ 
riums Brandenburg, an eine wirkliche Gefährdung der 
noch nicht verbrieften Landesfreiheiten, ſo hatte Hoc: 
dieſelbe allerdings die heiligfte Pflicht, von dem Mi⸗ 
niſterium die bündigſte Gewährleiſtung für ſeine Zu— 
ſicherung, keine Freiheit verletzen noch ſchmälern zu 
wollen, zu verlangen, und erſt dann in die Vertagung 
zu willigen. Nicht aber folgte aus jenem Mißtrauen 
ſofort das Recht für Eine hohe Verſammlung, das 
Miniſterium ohne Weiteres der Gefährdung der Freie 
heiten zu bezüchtigen, und mit der Autoritäts⸗Erſchüt⸗ 
terung der höchſten Regierungs⸗Behörde des Landes, 
dieſes ſelbſt den Gefahren von Anarchie und Bürger: 
krieg auszuſetzen. — Eine hohe Verſammlung durfte 
hierzu um ſo weniger befugt erſcheinen, als gerade 
hauptſächlich durch Hochdero äußerſt laue Behandlung 
des Verfaſſungswerkes die Verbriefung der errungenen 
Freiheiten noch immer nicht etfolgt iſt. — Wie bei 
einem Hausbau der Ausbau und die Möblirung erſt 
dem Hauptbaue folgen, ſo mußte auch das Werk un⸗ 
ſerer Staats = Verfaſſung den organiſchen Geſetzen um 
ſo mehr vorgehen, als die Grundprinzipien dieſer in 
der Verfaſſung bereits niedergelegt werden. Durch die 
Verzögerung der Verfaffung, trotz der vielſeitigſten und 
nachdrücklichſten Mahnung des Landes, hat Eine hohe 
Verſammlung die ſchwerſte Verantwortung vor Mit⸗ 
und Nachwelt auf Sich geladen, die wahrlich nicht 
erleichtert wird, wenn Hochdieſelbe jetzt mit der be⸗ 
ſchloſſenen Steuer ⸗ Verweigerung das Land mit der 
höchſten Unordnung bedrohte. Bereits iſt der Wohlſtand 
der Städte, durch die vielmonatliche Rechtsunſicherheit 
aufs Tiefſte erſchüttert, während das Land die ihm 
zeither geſchenkten und in Ausſicht geſtellten Vortheile 
mit einer faſt beiſpielloſen Entwerthung feiner Erzeug— 
niſſe erkaufen muß. — Die Steuer⸗Verweigerung wird 
danach beiden Theilen willkommen ſein, nicht aber wird 
die Zurücknahme einer ſolchen äußerſten Maßregel eine 
leichte werden. Ja es dürfte letztere Erſchütterungen 
zur Folge haben, welche die Frage rechtfertigen, ob 
Eine hohe Verſammlung überhaupt ein Recht hatte, 
wegen einer bloß gefürchteten Gefährdung der errunge⸗ 
nen Freiheiten, gefahrloſe Schutzmaßregeln zu ergreifen, 
wie ſie noch möglich waren, den ganzen Staat zu er⸗ 
ſchüttern und ſaͤchliches und ſittliches Elend maßloſeſter 
Art damit möglich zu machen. Ruhige Beſonnenheit 
konnte und durfte es nicht überſehen, daß für unſere 
jugendliche Freiheit die Scolla weit gefährlicher und 

verderblicher als die Charpbdis ſich zu geſtalten droht. 
Nach Allem fühlen wir uns zu der dringendſten 
Bitte veranlaßt: 
„Eine hohe Verſammlung wolle, mit Beſeitigung 
aller unglückſeligen Leidenſchaftlichkeit, die erſte 
günſtige Gelegenheit zu einer Vermittelung mit 
der Krone ergreifen, und namentlich die von der 
deutſchen National- Verſammlung in Frankfurt 
empfohlenen Vermittelungs-Wege mit entſchiede⸗ 
ner Bereitwilligkeit betreten. 
Gewinnt Eine hohe Verſammlung mit weiſer Mäßi⸗ 
gung vielleicht auch nicht den jubelnden Beifall haßer— 
füllter Parteiungen, fo wird um ſo ſicherer der ſtille 
Dank der vernünftigen und beſonnenen Mehrheit des 
Landes Hochderſelben zu Theil werden. 


Dank und Liebe gegen Se. Majeſtät den König, 
Verabſcheuung des jetzigen, gegen ihn und ſeine Re⸗ 
gierung gerichteten Treibens, Anerkennung, daß er ein 
befferes Schickſal von feinem Volke verdient hätte, — 
das iſt, wie ich verſichern darf, bis auf dieſen Tag 
der auch in hieſiger Kolonie herrſchende Geiſt und Sinn. 

Anhalt in Oberſchleſien. Beer, Paſtor. 


fältig von Gottesläſterern und Volksverführern durch 
Wort und Schrift bethört und irregeleitet wird, ſo er⸗ 
geht die dringende Bitte an den Herrn Fürſtbiſchof: 
ſeine Worte des Friedens durch beſondere Abdrücke 
recht zahlreich zur Kenntniß der ländlichen Bevölke⸗ 
rung gelangen zu laſſen, damit ſie, die Nacht der Ver⸗ 
blendung lichtend, Worte des Segens und des Heiles 
für Alle werden und den Samen des Unkrauts, den 
der Böſe durch feine Diener ausgeſtreut, ſpurlos ver⸗ 
wehen. 

Breslau. Der Herr Fürſtbiſchof von Breslau 
iſt, wie ein Artikel der Beilage zu Nr. 274 d. Ztg. 
ſagt, ein verſtändiger Mann, er iſt auch in der preu— 
ßiſchen Geſetzgebung ſehr wohl bewandert, der Herr 
Fürſtbiſchof weiß recht gut, was ſich aus der Bibel 
beweiſen und nicht beweiſen laſſe: iſt der Herr Fürſt— 
biſchof aber auch ein ehrlicher Mann? derſelbe Artikel 
antwortet: der Fürſtbiſchof wiſſe, daß ſein Erlaß nichts 
beweiſe, aber er wolle die Maſſen derer für das Mi— 
niſterium gewinnen, welche ſich des eigenen Denkens 
ſo gern begeben. „Alſo der Herr Fürſtbiſchof bedarf 
für ſeine Perſon keiner Widerlegung.“ Zwar beruft 
ſich derſelbe auf ſeine heilige Pflicht und erhebt ſeine 
Hirtenſtimme „vor Gottes Angeſicht und vor aller 
Welt,“ aber dennoch hat „ſein Erlaß eine ganz an— 
dere Bedeutung, als die, die Ueberzeugung ſeines Ver⸗ 
faſſers zu begründen und durch ſeine Begründung auf 
die Ueberzeugung Anderer zu wirken.“ Auch auf 
gebildete Katholiken ſoll der Erlaß nicht berechnet ſein, 
und dennoch wagt es der Fürſtdiſchof mit demfelben 
hervorzutreten, obgleich er wiſſe, daß für Gebildete, au 
welche der Erlaß eben darum nicht berechnet ſei, ſeine 
Gründe keine Kraft haben! Was würde der Verfaſſer 
des Artikels ſagen, wenn wir uns einfallen ließen zu 
behaupten, er glaube ſelbſt nicht an die Stichhaltigkeit 
ſeiner Entgegnung, aber ſie ſei auch nicht auf ſolche 
berechnet, welche ſich des eigenen Denkens nicht bege— 
ben, ſondern nur beſtimmt, den Eindruck zu ſchwä 
chen, welchen der oberhirtliche Erlaß bei den Maſſen 
hervorzurufen geeignet ſei! Wir behaupten das keines⸗ 
weges und ſind vollkommen überzeugt, daß er ſeine 
politiſche Meinung füt die ausſchließlich richtige halte, 
aber zugleich halten wir ihn nicht für ſo reaktionär, 
daß er uns die Freiheit verkümmern wollte, auch un⸗ 
ſere abweichende Auffaſſung auszuſprechen. — Was 
hat die National-Verſammlung durch ihren keineswe⸗ 
ges blos paffiven Widerſtand gewonnen? Oder, was 
hätte ſie verloren, wenn ſie im Bewußtſein ihres gu⸗ 
ten Rechts, der Gewalt weichend, vor dem preußiſchen 
Volke und vor aller Welt lauten Proteſt erhoben 
hätte? Recht wäre als Recht anerkannt worden und 
ihre Haltung, die jetzt einen getheilten Beifall ſindet, 
hätte einen ungetheilten gefunden. Hat fie ſechs Mo⸗ 
nate getagt, ohne ſich mit dem Verfaſſungswerk zu 
viel zu ſchaffen zu machen, ſo kommt der Aufſchub 
von 18 Tagen kaum in Betracht, wenn vollends er⸗ 
wogen wird, daß ihre Thätigkeit in Brandenburg von 
den Hemmniſſen frei fein wird, denen fie in Berlin 
ausgeſetzt war. Sie hat es vorgezogen, Gewalt der 
Gewalt entgegen zu ſetzen; Auge um Auge, Zahn um 
Zahn! Man wird repliciren, es gelte dem Prinzip, 
und eine National-Verſammlung dürfe ſich in Prin: 
zipienfragen nicht auf eine paſſive Rolle beſchraͤnken. 
Gut, es ſei! Man kann aber das Recht der Krone 
(zur Verlegung) bezweifeln und es geradezu beſtrei⸗ 
ten, ohne darum die Haltung zu billigen, welche 
die Verſammlung angenommen hat; man darf nur 
nicht vergeſſen, daß die National- Verſammlung 
eben nur die Verfaſſung mit der Krone zu vers 
einbaren hat, daß fie aber nicht die Regierung ſelbſt 
iſt: wie tief aber greift die Steuerverweigerung 
ein in die Handhabung der Regierungsgewalt! Das 
iſt nicht der vielgerühmte paſſive Widerſtand. Unſer 
Gegner führt an, bisher ſei die National-Verſamm⸗ 
lung als eine mit der Krone gleichderechtigte Macht 
anerkannt; wenn ſie jedoch die andere gleichberechtigte 
Macht des Hochverraths ſchuldig erklart, über ihre 
Mittel verfügt, wenn fie fogar, wie berichtet wird, da: 
mit umgehen konnte, die Armee des dem Könige ge: 
leifteten Eides zu entbinden, ſo ſtellt fie ſich über die 
andere Macht und gerirt ſich als Trägerin der unge⸗ 
theilten Souverainetät. — Die Frage iſt alſo, ob die 
National-Verſammlung als die Obrigkeit im Lande 
anzuſehen, ob ſie über die Regierung des Königs zu 
fegen ſei? In dieſem die ſtaatsbürgerlichen Verhältniſſe 
zerklüftenden Zwieſpalt der Meinungen erwarten gebil: 
dete und ungebildete Katholiken, die ihren Pflichten 
nachkommen wollen, daß der Oberhirt ſeine Stimme 
erhebe; der Einſender weiß, daß auch Proteſtanten, die | 


ſich des eigenen Denkens nicht begeben, die Erwartung 
Ooſchon der Fürth 
ſchof in den nächſten Tagen einen Hirtenbrief ausge 
den wird, drängte es ihn, ſchon jetzt feine Hirten“ 
ſtimme zu erheben, und getreu der Idee des konſtitu' 
tionellen Königtbumes unterſcheidet er die Befugniſt 
der beiden ſtreitenden Gewalten. Die von ihm ange 
führten Schriftſtellen werden ihre Beweiskraft fo lang 
behalten, als die National-Verſammlung nicht mit del 
Landesregierung verwechſelt werden darf. Die Bi 
weiß allerdings nichts von einer National = Verfamm 
lung, aber fie weiß von Pflichten gegen die Kron 
und dieſe iſt für uns die des Königs von Preußel 
Pflichten aber fallen in das Gebiet der Moral, 
wenn darum ein Biſchof klar ausgeſprochene Pflicht! 
einſchärft, ſo heißt das weder, wie der Gegner w 
Religion und Politik vermiſchen, noch auch den glaw 
bigen Sinn der Katholiken zu politiſchen Zwecken miß⸗ 
brauchen. Hätte der Fürſtbiſchof geſchwiegen, au 
wäre er angeklagt worden, „Verrath an feiner Pflicht 
geübt und ſeinen heiligen Eid gebrochen zu haben, 
wie er ſelbſt ſagt. Eine kirchliche Auktorität kann 
überhaupt nie recht machen; ſie hat Unrecht, wenn 
der Regierung widerſpricht, und Unrecht, wenn ſie iht 
zu Gunſten redet, fie mag ſich in dieſem oder i 
jenem Falle auf ihr Gewiſſen berufen, ihre Anklägek 
wiſſen ſtets genau, daß fie nur politiſche Zwecke ver 
folge, als ob nur fie nicht Gewiſſen, ſondern ble 
Politik kenne und anerkenne. Eins aber wird zug 
ſtanden werden müſſen, daß es nämlich heute kein 
Servilismus ſei, der Regierung das Wort zu reden, 
wie es zur Zeit des Abſolutismus kein Servilismus 
war, ihr zu opponiren. — Daß der Katholik an pr 
nem Rechte zweifle, eine eigene Ueberzeugung haben 
zu dürfen, iſt eine der ſtereotypen Behauptungen, 9% 
gen die der Katholik ohne Unterlaß proteſtirt. In ein 
Erörterung darüber wollen wir um ſo weniger einge 
hen, als fie in einer politifchen Zeitung nicht an I 
rem Platze wäre. Was übrigens hundertmal wider 
legt worden iſt, abermals zu widerlegen, wäre abel 
mals ein vergebliches Bemühen. 


. . ⁵—— BE Fe 
Aus dem Strehlener Kreiſe. — Die auf de 
Kommunikations-Wege von der Strehlen-Münſterber⸗ 
ger⸗Straße nach Steinkirche in der Nähe der Mühle 
des letzteren Ortes über die Ohlau führende Brücke IM 
ſchon ſeit fo langer Zeit ſchadhaft und für die Paſſagk 
gefährlich, daß bereits vor 3 Jahren eine Nothbrück 
errichtet werden mußte. Dieſe iſt indeſſen ſeit längeret 
Zeit eben fo gefährlich und trotz mehrfacher Erinnerun“ 
gen thun die Behörden Nichts, um die Gefahr füͤt 
das Publikum zu beſeitigen. 


Berichtigung. Zur Entgegnung auf die vielen 
an mich gerichteten Anfragen diene hiermit, daß ich 
nicht der Sturm bin, welcher in der vorgeftrigen Zelt | 
tung die Berechtigung der Krone zur Verlegung und 
Vertagung der Nationalverfammlung anerkennt. 
Breslau, den 23. November 1848. 
Reinhold Sturm, 
Führer der 1. Kompagnie 5. Bataillons. 


— 


Aufruf | 

an alle Handwerker, Meifter 
und Geſellen der Provinz 
Schle ſien. 

Direktorium und Comité des Central-Vereins 
zur Reorgan' ſirung des Handwerkerſtandes von 
Schleſien hat beſchloſſen, auf Montag den 
27. November den 

zweiten 

Provinzial⸗Handwerker⸗Tag 
zuſammenzuberufen. Die von ihren Kreifel 
Städten oder Gewerken bevollmächtig' 
ten Deputirten! — Handwerker! — 
werden e' ſucht, am 25. und 26. November 
gegen Aushändigung ihrer Vollmachten dit 
Eintrittskarten, ohne welche der Zutritt ni 
geftattet iſt, auf unſerem Bureau, Hummere 
44, Parterre, in Empfang zu nehmen. 

Die wichtigen Mittheilungen und Vorlagen, 
die zu machen ſind und über die berathen und 
beſchloſſen werden fell, laſſen uns auf eine 
zahlreiche und des Handwerkerſtandes von She 
fin würdige Berbeifigung rechnen. 

In Nr. 2 ter Handwerker⸗Zeitung 
wird das Programm des Handwerkertages 
enthalten ſein. 

Das Direktorium 
des Central⸗ Handwerke. Vereins für Sch'eſien. 
A. Rother. ud wi, Möcke. Löſchburg. 
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Zweite Beilage zu Me 276 der Breslauer Zeitung. 


——— 


Freitag den 24. November 1848. 


Au Prenfens Jungfrauen. 


— * Aufruf der Frau v. Varchmin an Preußens edle 
frauen Dr gewiß nicht minder in den Herzen der Jung⸗ 


* n tiefſten Anklang gefunden. Auch ich bin bereit 
lein d mit mir ſind es wohl noch Tauſende — ein Scherf: 
kerlandezubringen zur Erhaltung des überaus theuren Va⸗ 
und — ſo wie des edlen Fürſtenhauſes, unter deſſen Schirm 
Mige 2 5 es ſich bis dahin glorreich entwickelt hatte. 
dung fi dieſem ſchweren Kampfe Recht, Geſetz und Ord⸗ 
durch tegen, und uns Frauen dann das Bewußtſein erheben, 
Sir, treues Feſthalten im Geiſte an Geſetz und heilige 
b zu dieſem Siege mitgewirkt zu haben. 
reslau, den 21. November 1848. 
Leontine Pehmler, 
: WI Vorſteherin einer höhern Töchter ⸗Schule. 


(Eingeſandt.) 
wan Wohlgeboren haben ſich zu der bei der hieſigen 
Pre Then Gemeinde ad St, Joannem erledigten Unitäts⸗ 
ind 6 erſtelle gemeldet und wünſchen eine Probepredigt. Wir 
dne ereit, dieſem Wunſche zu genügen, erlauben uns aber 
Pr in Folge Gemeinde⸗Beſchluſſes folgende Mittheilung 
arte den. — Die Ueberreſte der Taboriten, der ſtrengeren 
Partei unter den Huſſiten richteten in Böhmen und Mähren 
welch unter ſich eine neue evang. Kirchengemeinſchaft auf, 
kann unter dem Namen Unität, Böhmiſche Brüder, ber 
der dell Von Verfolgungen gedrängt wanderten ſchon 
ben der helvetiſchen und deutſchen Reformation viele derſel⸗ 
und nach Großpolen, dieſe Einwanderungen dauerten fort, 
Dobel entſtanden in Großpolen ſeit 1548 viele Gemeinden, 
gesehene confessionis, von denen unſere Gemeinde die an— 
enſte war und noch iſt. — Die Uebereinſtimmung des 
imitniffes der böhmiſchen Brüder und helvetiſchen Ne: 
den 955 wurde von jeher anerkannt und auf vielen Syno⸗ 
von beſtätigt; beide vereinigten ſich in Großpolen, hießen 
lich un ab gewöhnlich Reformirte, nahmen gemeinſchaft⸗ 
1 ie treffliche Kirchenordnung der böhmiſchen Brüder an, 
Japapumadeten dieſelbe in allen Fährlichkeiten und faſt drei 
tät 65 Genderte hindurch. — Im Jahre 1830 traten die uni⸗ 
emeinden, auch unſere Liſſaer, der union bei, ohne 


die ſymboliſchen Bücher des Lutherthums, alſo auch auf die 
Augsburgiſche Confeſſion, veränderte und unveränderte, er⸗ 
klärt und ſolche Verpflichtung nicht etwa ſchon einging, wel⸗ 
cher Rechtgläubigkeit und Freiſinnigkeit wohl zu vereinigen 
verſteht, welcher ſich der Verfaſſung, den eigenthümlichen 
Gehräuchen und Inſtitutionen unſerer Gemeinde und der 
Unität gern anſchließt und bereit iſt, für dieſelben, deren 
Erhaltung und Wiederherſiellung mit Hingebung und Selbſt⸗ 
verleugnung zu wirken. — Wir ſind entſchloſſen, Ew. Wohl⸗ 
geboren eine Probepredigt zu bewilligen, wofern die vorſte⸗ 
henden Forderungen der Gemeinde mit Ihren Anſichten und 
Ueberzeugungen übereinſtimmen. Schließlich bitten wir um 
baldige Antwort und um wo mögliche Beilegung des Tauf⸗ 
ſcheins, wenigſtens um gefällige Angabe des Tages und Or⸗ 
tes der Geburt und des Namens und Standes der Eltern. 
Liſſa, den 30. Auguſt 1848. 

Das evangeliſche Kirchen⸗Kollegium an St. Joannes. 
(gez.) Pflug. Keſchner. Kollewe. Hiller. Tſchöpe. 
C. L. Haudtke. 

An den Kandidaten des Predigt⸗Amts Hrn. N. N. 
Wohlgeboren zu 
Einſender mißbilligt den Inhalt vorſtehenden Briefes, 
demzufolge der Kandidat, an den er gerichtet war, die an⸗ 
gebotene Probepredigt in der reformirten Johanniskirche zu 
Liſſa, gewiſſenhalber ablehnte, keinesweges. Er erkennt 
es vielmehr freudig an, daß die dortige Johannisgemeinde 
an dem reformirten Bekenntniſſe und der allerdings treffli⸗ 
chen Kirchenordnung ihrer Väter feſthalten will, indem ſie 
die Zuſtimmung ihrer Prediger, ſogar der ſich ihr anbieten⸗ 
den Probeprediger dazu ausdrücklich fordert, und begrüßt 
eine ſolche Aeußerung als ein ſchönes Zeichen wiedererwachen⸗ 
der Bekenntnißtreue. Aber er kann nicht unterlaſſen, auf 
den inneren Widerſpruch aufmerkſam zu machen, der in der 
Phraſe: „Bei der Union wollen wir übrigens verharren“, 
gegen den ganzen ſonſtigen Inhalt des Schreibens liegt. — 
Dieſes fordert nämlich nicht nur Zuſtimmung des Predigers 
zu der helvetiſchen, d. h. reformirten Konfeſſion, ſondern 
überzeugungsvollen Widerſpruch gegen jede Ver⸗ 
pflichtung auf irgend eine Intheritche Bekennt⸗ 
nißſchrift. Dabei wird der Widerſpruch gegen die Auge: 
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— 


aufs Allerentſchiedenſte abgelehnt. — Das Schreiben for⸗ 
dert ferner Anſchließung des Predigers an die Verfaſſung, 
eigenthümlichen Gebräuche und Inſtitutionen der böh⸗ 
miſchen Unitätsgemeinde, welche die Liſſaer Gemeinde ſtreng 
bewahrt habe (2), will ſomit von einer union in Betreff der 
Verfaſſung Nichts wiſſen. — Was bleibt denn nun über⸗ 
haupt noch von der Union? Vielleicht wird man fagen: 
der Gebrauch der neuen Agende. Schwerlich im Ernſte, 
denn das Kirchenregiment hat wlederholentlich erklärt, daß 
die Annahme der Agende keineswegs die der Union bedinge. 
— Man ſage endlich nicht: Es bleibt das Kirchenregiment, 
fofern die Unität dem königl. Konſiſtorio untergeordnet ift: 
denn die Unterordnung unter dieſe vorwiegend königliche Be⸗ 
hörde, in der noch dazu die Angelegenheiten der Unität ab⸗ 
geſondert verwaltet werden, kann unmöglich ein Anſchluß 
an die Union genannt werden. — Somit können wir in dem 
Briefe nur eine Erklärung des Rücktritts von der Union 
erkennen. Wir erinnern dabei, daß nach unbefangenem Ur⸗ 
"heil ein ſolcher Rücktritt in der That bereits vor länger 
als vier Jahren geſchehen iſt, als der jetzige Senior der 
Unitäts⸗Gemeinden ſich die biſchöfliche Weihe aus Herrnhut 
holte, wodurch die Ordination der Landeskirche für unzu⸗ 
reichend erklärt ward. — Den Wunſch können wir ſchließ⸗ 
lich nicht unterdrücken, daß zur Vermeidung aller Mißver⸗ 
ſtändniſſe die Unitätsgemeinden ihren Rücktritt von der 
Union förmlich erklären, und den wahren Thatbeſtand, der 
auch durch die kirchliche Praxis in Betreff der Parochial⸗ 
verhältniſſe zwiſchen ihnen und den übrigen evang. Gemein⸗ 
den der Provinz Poſen außer allem Zweifel geſtellt wird, 
nicht durch nichtsſagende Redensarten, wie: „Bei der Union 
verharren wir“, verdecken mögen. Durch ſolche Offenheit 
würde die künftige Regelung der evang. kirchlichen Angele: 
genheiten bedeutend erleichtert werden. 

Bei der geſtrigen öffentlichen Verlooſung eines Brillant⸗ 
Ringes zum Beſten der Nothleidenden in Oberſchleſien fiel 
der Gewinn auf Nr. 102. 

Breslau. den 23. November 1848. 

Das Komite zur Milderung des Nothſtandes in Oberſchleſien. 


Für die hülfsbedürftigen Familien der einberufenen Mehr: 
männer 6. Armee-Korps ſind an Beiträgen eingegangen: 
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Yafı natürlich weder ihr Bekenntniß, noch ihre herrliche Ver⸗ 


wolles aufzugeben, noch aufgeben zu wollen. 


daher ier übrigens beharren. 


keit Theater⸗Nachricht. 
ee „Hans Heiling.“ Große ro⸗ 
antiſche Oper in 3 Akten nebſt einem 
peorſpiel von Eduard Devrient. Muſik 
dn Heinrich Marſchner. 
Todes- Anzeige. 
Midas geftern Abend um 414 Uhr erfolgte 
ein meiner geliebten guten Frau, nach 
un kurzen, aber ſchweren Krankenlager, 
erl em Alter von 31 Jahren 4 Monaten, 
aube ich mir nebſt meinen drei unerzoge⸗ 
mein indern, mit tiefem Schmerze, allen 
Them Verwandten und Freunden, um ftille 
Melduabme bittend, ſtatt jeder beſonderen 
8 ung, ergebenſt anzuzeigen. 
reslau, den 21. November 1848. 


ren wollen, was fie von der erſten 
des kindlichen Lebens an zu 
baben, um geſunde und kräf⸗ 
Nder zu erziehen. Mit Berück⸗ 
aller Krankheiten, denen die 
i meiſten ausgeſetzt find. Von 
Getbondwig Meiſſner, (prakt. Arzt u. 
Abbild abel er zu Leipzig.) Mit einer 
dung. Dritte Nuflage. (119 .) 

r. 


geh. 20 G 
Das künstliche Auffüttern 


8 | in. ‚Kin der, 
Mutterbruge zg derſelben ohne 


„weite n Dr Fr. Ludw. 
N 1 Nene rb 
Ueberaus groß iſt die Anzahl der Kin⸗ 
der, welche einem frühzeitigen Tode 

J oder doch lebenslänglichen Körperleiden 2 
anheim fallen, weil Unfenntnig ode 
orurtheil eine fehlerhafte Erziehung 
derſelben bewirkten! — deshalb ſind 
dieſe beiden Schriften, verfaßt von 
nem ausgezeichneten Arzte, dem bie 
Ma das anerkannt vorzüg⸗ 
1 Hfte Lehrbuch über Kinderkrankhei⸗ 

15 . von der höchſten Wich⸗ 


Unſere Gemeinde verlangt 
niß zu d einen Geiſtlichen, welcher ihr reformirtes Bekennt— 
ſeiner em ſeinigen gemacht hat, welcher mithin in Betreff 

ſich aus Ueberzeugung gegen jede Verpflichtung auf 


Bei der union 


Bei F. E. C Leuckart in Breslau, 
Kupferschmiedestrasse Nr. 13, ist so eben 
erschienen und durch jede Buchhandlung 
des In- und Auslandes zu beziehen: 


Mittheilungen über die gegen- 
wärtige Epidemie der 


asiatischen Cholera 
you 


Dr. Friedr. Günsburg. 
Preis 12 Sgr. 
eee enen 

Sowohl unſerm vollſtändigen 
Muſikalien⸗Leih⸗Inſtitut, 
als auch der reichhaltigen deutſchen, 

franzöſiſchen und engliſch een 
Leſebibliothek 
können täglich neue Theilnehmer unter % 
5 9 edingungen beitreten. 
F. E. C. Leuckart in Breslau, 
Kupferſchmiedeſtr. 13, Schuhbrück⸗Ecke. 
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Der Major a. D. Friedrich Raven⸗ 
ſtein, ohne Gehalt und Penſion, renommirt 
ſeit einigen Tagen mit ſeinen Geſinnungen 
in der ſchleſiſchen Zeitung. Herr Friedrich 
Ra venſtein ſcheint einen Werth darauf zu 
legen, ohne Gehalt und Penſion zu ſein. 
Wir wollen dieſe letzteren Attribute etwas 
näher beleuchten. Herr Major a. D., haben 
Sie denn ganz vergeſſen, daß Sie an der 
Stelle der Penſion zum Dirigenten des 
Salz = Speditions = Comtoirs für 
Schleſien vom Staate bevorzugt find, eine 
Stellung, die jährlich 5000 bis 6000 Thlr. 
abwirft!? Und dann kokettiren Sie noch mit 
den Worten: „ohne Gehalt und Penſion?!“ 
Doch ſo viel Wahrheit in dieſen Worten liegt, 
ebenſo iſt eine andere Koketterie des Herrn 
Majors zu nehmen, nämlich die mit feinen 
vier Söhnen. Schreiber dieſes weiß genau, 
daß die Herren Söhne des Herrn Majors 


doch nicht alle ſo denken, wie der Herr Ma⸗ 


jor, und daraus wird ſich denn das Publikum 
fein, Urtheil über die Renommage des Herrn 
Majors bilden können. 

Ein Bekannter des Herrn Majors. 


Ganz vernünftige Anzeige. 

Dem Schreiben des Herrn Fürſtbiſchof von 
Breslau an die Chriſtenheit, gebe ich wegen 
den Steuern ganz meinen Beifall, ſo wahr 
Gott lebt! 

Moſes Ehrlich, Nicht⸗Chriſt, 
aber vernünftiger Menſch. 

Durch verfpätete Ablieferung von baieri- 
ſchem Bier, müſſen wir unſere Geſchäfte auf 
einige Tage ſchließen, welches wir ergebenſt 
anzeigen. 

Breslau, den 23. November 1848. 

C. Kißling. A. Kißling. 

EI Dffene Stelen für Defonomie:Gie: 
ven, bald ee weiſet nach: ö 

ralles, Meſſergaſſe Nr. 39, 


burgiſche Konfeffion, geänderte wie ungeänderte, die bekannt⸗ 
lich von einzelnen reformirten Gemeinden anerkannt worden 
iſt, noch beſonders hervorgehoben, mithin wird jede Glau⸗ 
bens⸗ und Lehrgemeinſchaft mit den Lutheriſchen, deren 
Prediger in der Provinz Poſen ſämmtlich auf 10 Rtl. Oberſt Frhr. v. Reitzenſtein 2 Friedrichsd'or. 
die Augsburgſche Konfeſſion verpflichtet werden, 


Füͤrſt 5 Rtl. 


Frhr. v. Czettritz 10 Rthl, 
Korps⸗Auditeur Köpke 10 Rtl. Ober Landes⸗Gerichts⸗Aſſeſſor 
Direktor Lehwald 50 Rtl. Major Wallmouth 


Frhr. von Czettritz. Koepke. 


Hauptmann Erich 10 Rthl. 


Erich. 


Speditions⸗Geſchäfts⸗Eröffnung. 

Einem geehrten geſchäftstreibenden Publikum erlaube ich mir hiermit ergebenſt anzu⸗ 
zeigen, daß ich bei Eröffnung der Neiſſe⸗Brieger Eiſenbahn bis hierher, auf dem hieſigen 
Bahnhofe ein Speditionsgeſchäft eingerichtet habe. x 

Durch den Beſitz eines zu diefem Behufe auf dem Bahnhofe erbauten Güter-Schup⸗ 
pens bin ich in den Stand geſetzt, allen Anforderungen, die an einen Spediteur gemacht 
werden können, hinſichtlich raſcher Expedition und ſicherer Aufbewahrung zu genügen. 

Das An⸗ und Abrollen, fo wie Verſenden der Güter nach Orten die nicht an der Ei: 
ſenbahn gelegen, werde ich möglichſt raſch und zu niedrigen Sätzen zu bewerkſtelligen be⸗ 


müht ſein. — 


Für Waaren, die nicht bald verladen werden ſollen, werde ich ein ganz mä⸗ 


ßiges Lagergeld und kleine Aſſekuranz⸗Vergütigung berechnen, wogegen ſolche gegen Feuers: 


Gefahr verſichert ſind. 


Ich erſuche ſchließlich die Herren Abſender, die ſich meiner Spedition zu bedienen ge⸗ 
neigt ſind, die Frachtbriefe an meine endſtehende Firma direkt zu adreſſiren, oder mich auf 


der Adreſſe ausdrücklich als Spediteur zu bezeichnen. 


Neiſſe, im November 1848. 


A. Berliner: 


Stahlfedern. Stahlfedern. Stahlfedern. 


Während des hieſigen 
12 Dutzd., von 4 Sl dn 


ahrmarkts en 
lle Sorten Stahlfedernhalter à Dutzd. von 1 Sgr. an. 


ros und en detail, Das Gros, 


e Der Stand befindet ſich am Ringe der Naſchmarkt⸗Apotheke gegenüber, 
_NB. Dieſe Stahlfedern eignen ſich auch zu Weihnachtsgeſchenken. 


1 . ̃ . . ß—— 
Dee eee eee 


Lager Schweizer weißer Waaren 
von Gebrüder Hechinger aus Buchau und St. Gallen, 
wie früher Schweidnitzerſtr. Nr. 5, im goldenen Löwen, Iſte Etage, 
Unfern Bekannten und einem reſp. Publikum die Anzeige, daß auf unferer 
Heimreiſe wir wieder über den Markt, um gänzlich auszuverkaufen, abgeben: 


8 


0 


N 

8 

9% bis t geſtickte, brochirte u. geftreifte 
es Gardinen, pr. Fenſter v. 1 Rtl. an. 
Ballkleider in allen Farben, v. 2 Rtl, an. 
Pique, Damaſt und Spottets zu 
Uunterrocken u. Nachtjacken, 2%, Rtlr. 


Zur Errichtung eines Fabrikgeſchäfts, wel⸗ 
ches erweislich einen ſichern Nutzen von 150 
bis 2:0 pCt. gewährt und bisher nur einige 
Konkurrenten in England hat, wohin für das 
anzufertigende Fabrikat jährlich eine Maſſe 
Geldes geſandt wird, ſucht ein ſachkundiger, 
als reel bekannter Mann einen Theilnehmer 
mit 2 bis 3000 Rthlr, welche Summe über: 
dies hypothekariſch ſicher geſtellt wird. Fran⸗ 
kirte Offerten werden sub: M. F. H., poste 
restante Breslau erbeten. 


Beachtungswerth. 


Zur Anlegung und Verbeſſerung von Eſſig⸗ 
Fabriken und Deſtillationen, nach den beſten 
Methoden, empfiehlt ſich ein darin praktiſch 
erfahrener Mann unter billigen Bedingungen. 
Portofreie Adreſſen mit A. L. bezeichnet, be: 
fördert die Handlung Stockgaſſe Nr. 28 in 
Breslau. 


arlemer Blumenzwiebeln-Berfauf, 

Spie noch vorräthigen, Dnacintben, Zulpen, 

Crocus 2c, verkaufe ich, um damit zu rän⸗ 
men, zu abermals herabgeſetzten Prelſen. 
G. Heinke, Karlsſtraße Nr. 43, 


Bettdecken, dito pr. Stück 1% Rtl. Taſchentücher, geſtickt, pr. Dutzend 2 Air, 


050 


Organdis zu Kleidern, 2 Rtlr. 


% Eroiſe zu Rouleaux, Cortel⸗Unterr. 


grau und weiß, pr. Stück 1 Rtlr. 


e pr. Stück 18 9Gr. 
amaga zu Bettgardinen u. ſ. w. 


ot 


Schnelle Eiſenbahn⸗ Beförderung! 
Wie raſch die Niederſchleſiſch Märkiſche und 
Oberſchleſiſche Eiſenbahn die Güter befördert, 
kann man aus nachſtehendem Faktum entneh⸗ 
men. Den 10, d. M. find 8 Colli 13 Ctr. 
40 Pfd. in Liegnitz der Niederſchleſiſch⸗Mär⸗ 
kiſchen, direkt verladen nach Ruda O.⸗Schl., 
übergeben 1 W 725 e der 
Empfänger Gelegenheit, e angen 
Lucblelben, bei der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen 
in Breslau dieſerhalb Erkundigung einzuho⸗ 
len, und es wurde ihm zum Beſcheide, daß 
diefe 8 Colli bereits 3 Tage in Breslau la⸗ 
gern, denſel zen Tag aber noch der Oberſchle⸗ 
ſiſchen übergeben werden ſollen. Der Em⸗ 
pfänger bat dann dringend beide Expedi⸗ 
tionen, da ihm an dem baldigen Empfange 
der Sachen viel gelegen iſt, um ſchneülße Er: 
Nai derſelben, was ihm auch zugeſichert 
Heute den 28. November hat der 
Empfänger trotz ſeines dringenden Geſuches, 
obige 8 Colli noch nicht, und es möge ein 
Jeder urtheilen, ob man eine ſolche Dampf⸗ 
Beförderung gut nennen kann. 


ttir+ 


Oeffentliche Bekannutm ach ung. 
Den unbekannten Gläubigern des am 
20. September 1847 zu Schmartſch verſtor⸗ 
benen Julius Benke, ſowie des am 21. Sep⸗ 
tember 1847 zu Schmartſch verſtorbenen Rit⸗ 
tergutöbifigers Adolph Benke, wird hier: 
durch die bevorſtehende The lung der Verlaf: 
ſenſchaften bekannt gemacht, mit der Auffor⸗ 
derung, ihre Anſprüche binnen 3 Monaten an⸗ 
zumelden, widrigenfalls fie damit nach $ 137 
und folgende Titel 17 allgem. Landrechts an 
jeden einzelnen Miterben nach Verhältniß ſei⸗ 
nes Erbantheils werden verwieſen werden. 

B eslau, den 17. Oktober 1848. 

Königliches Pupillen » Kollegium. 
Star e. 
Proklama. 

Auf dem Hyvothekenblatte der Herrſchaft 
Bitlſchin in Oberſchleſien baftet Ruhr. UI. 
Nr 24 für die Chriſtiane Wilbelmine Amal e 
von Schlemmer, früher ve ehelichte Kaus 
man Richter, zuletzt verchelicht geweſene 
Fürnen bume⸗Gericte⸗Kalkulator Marx zu 
Leobſa ig aus dem Inſtrument d. d. Leobſchütz 
den 6. A iguſt 1812 und der Verpfandungs⸗ 
Uk einde vm 9. September 1825 ein Kapi⸗ 
t.I von 600 Rther., welches durch Ceſſien 
vom 25. Januar 1838 a.f die Henrica ver⸗ 
wiültwete Gräfin v. Seberr⸗Thoß, geborne 
Fleiin von Firks, und ſodann durch Eeſſion 
vom 27. Mai 1841 an den jetzigen Beſitzer 
der v rpfa-deten Herrſchaft Bi ſchin, Fürſten 
Au guſt zu Horben loh«⸗Oehringen auf 
Slaw enczitz gedehen iſt. Das Inſtrument 
v.m 6. Auguſt 1812 und die Verpfändunge- 
Urkunde vom 9. September 1825 iſt nach der 
Angabe des Ehemanns der urſprünglichen Elau⸗ 
bi.ern des Kalkutater Marr in der notariel⸗ 
len Ceſſions⸗Verhandlung vom 25. Januar 
1838 verloren gegangen. Die Forderung iſt 
bezahlt und ſall deren Löſchung nach verheri⸗ 
gem A farbut und Amertiſation jener Docu— 
mente erforgen. 

Auf Antrag d 8 Fürſten Auguſt zu Hohen: 
lobe werden demnach alle diejenigen, welche 
an die gedachte Poſt von 6000 Rihlr. und 
das darüber ausgeſtellte Inſtrument als Eis 
ecnthüner, Ceſſionarien, Pfand⸗ oder ſonſtige 
Briefsinbaber etwaige Anſprüche zu machen 
haben, hierdurch aufgefordert, dieſelben ſpä⸗ 
teſtens in dem auf den 27. Januar 1849 
Vormittags 11 uhr ver dem Herrn 
Oberlandesgerichts⸗Referendarius Sckey de 
an hieſiger Gerichröftelle anbrreum en Ter⸗ 
mine geltend zu machen, widrigenfalls die 
Außenbieibenden mit allen ihren etwaigen An⸗ 
ſprüchen an die erwähnte Hypothek unter 
Auferlegung eines ewigen Stillſchweigens wer⸗ 
den präcludirt werden und die Amortiſation 
des darüber ſprechenden Inſtruments und Lö⸗ 
ſchung der Poſt im Hypothekenbuche erfol⸗ 
gen wird. 

Ratiber, 23. September 1848. 

Konigl. Oberlandesgericht. 
Müller. 


Oeffentliche Vorladung. 

Ueber das Vermögen des abweſenden Mau⸗ 
rermeiſters Gottlieb Rockiete hierſelbſt iſt 
der Konkurs⸗Prozeß eröffnet und ein Termin 
zur Anmeldung u d Nachweiſung der Anſprüche 
aller unbe rannten Gläubiger auf u 
den 29. Januar 1849, Vormittags 

10 Uhr, 
vor dem Herrn Stadt⸗Gerichts⸗Aſſeſſor Paſch 
in unſerm Parteien⸗Zimmer anberaumt worden. 

Wer ſich in di ſem Termine nicht meldet, 
wird mit ſeinen Anſprüchen an die Maſſe 
ausgeſchloſſen, und ihm deshalb gegen die 
übrigen Gläubiger ein ewiges Stillſchweigen 
auferlegt werden. 

Breslau, den 7. Oktober 1848. 
Königliches Stadt Gecicht. II. Abtheilung. 


P 
Syphaſtations⸗ Bekanntmachung. 
Zum nothwendigen Verkaufe des hier unter 

Nr. 31 am Kegerbera, auf 7615 RE. 25 Sgr. 

geſchätzten Grundſtücks haben wir einen Ter⸗ 

min auf 

den 27. April 1849, Vormittags 

10 uhr 


74 
vor dem Herrn Stadtgerichts⸗Rath Schmidt 
in unſerm Parteienzimmer anberaumt. Taxe 
und Hypothekenſchein können in der Subha⸗ 
ſtations⸗Regiſtratur eingeſehen werden. Zu 
dieſem Termine wird der dem Aufenthalt 
nach unbekannte Kaufmann Friedrich Scholz 
hierdurch vorgeladen. 2 

Breslau, den 11. Oktober 1848. 

Königliches Stadtgericht. II. Abtheilung. 


Nothwendige Subhaſtation. 

Das dem Tiſchlermeiſter Rothenburg 
gehörige, in der Mittellangengaſſe belegene 
Braubofsgrundſtück Nr. 103 hierſelbſt, ge⸗ 
richtlich auf 8676 Rthl. 7 Sgr. 6 Dr abge: 
ſchätzt, foll auf den 21. Dezember 1848 von 
Vormittags 11 uhr ab an hieſiger Gerichts⸗ 
fielfe ſubhaſtirt werden. 0 

Taxe und Pypothekenſchein liegen in der 
Zten Burcau⸗Abtheilung zur Einſicht bereit. 

Görlitz, den 14. Juni 1848. . 

Königl. Land⸗ und Stadtgericht. 


Bekanntmachung. 

Den unbekannten Gläubigern des am 17. 
April 1847 hierſelbſt verſtorbenen Deſtillateur 
Liebermann Sittenfeld wird die bevor: 
ſtehende Theilung des Nachlaſſes deſſelben mit 
Bezug auf $ 137 und folg. Tit. 17 Thl. I. 


Alg. Lande. hierdurd) befannt genagt. 


Namslau, den 19. November 1848. 


Königl. Land: und Stadtgericht. | 


olz⸗Verkauf. 


9 
Auf den dem hieſtgen Kranken⸗Hoſpital zu 
ch geboren am 3. März 1807, ein Sohn weil. 


n gehörigen Gütern Herrnprotſ 
und Peis 
trieb kommenden Hölzer, und zwar: 

zu Herrnprotſch, Breslauer Kreiſes, 

den 27. November d. I., und 

zu Peiskerwitz, Neumarkter Kreiſes, den 
y 29. November d. J., 

im Wege der Licitation, gegen gleich baare 
Bezahlung, verkauft werden. 

Die zum Verkauf kommenden Hölzer be⸗ 
ſtehen in Eichen, worunter mehrere zum 
Schiffsbau geeignete, Buchen-, Rüſtern⸗ und 
Linden⸗Nutz⸗ und Brennholz und in Strauch⸗ 
holz. Kaufluſtige werden daher eingeladen, 
ſich an gedachten Tagen Vormittags 9 uhr 
bei den Forſt⸗Beamteten der bezeichneten 
Reviere zu melden. 

Breslau, den 9. November 1848. 

Die Direktien 
des Kranken⸗Hoſpitals zu Allerheiligen. 


Nothwendiger Verkauf. 

Der am Markte hieſelbſt sub Nr. 23 bele⸗ 
gene Gaſthof zum grünen Baum, abgeſchätzt 
auf 8420 Rehlr. 7 Sr. 6 Pf., ſoll zufolge 
der nebſt Hypötheken⸗Schein in unſerer Regie 
ſtratur einzuſehenden Taxe ohne Hinterhaus 
in dem auf 

den 29. December Vorm. 10 Uhr 
an gewon licher Gerichtsſtelle hieſelbſt ſubha⸗ 
ſtirt werden. 

Sagan, 11. Jani 1818. 

Konigl. Land- und Stadtgericht. 


Ediktal⸗Citation. 

Nachdem über das Vermogen des flüchtig 
gewordenen Müllermeifter Friedrich Kretſch⸗ 
mer zu Flinsberg Konkurs eröffnet, deſſen 
Anfang auf die Mittagsſtunde des J. Auguſt 
d. J. feſtgeſetzt worden iſt, und die Maſſe, 
welche aus den Mühlengrundſtücken Nr. 29 
in Flinsberg, dem Miteigen hum an dem Rit⸗ 
tergute Ober⸗Steinkirch, einem Walde und 
dem Mobiliar-Vermögen konſtituirt wird. eine 
Unzulänglichkeit von weit meyr den 73,939 
Tyaler ergeben dürfte, ſo werden alle etwai⸗ 
gen unbekannten Gläubiger des ic. Kretfgs 
mer hiermit vorgeladen, im Termin 

den 28. Dezember d. J., 
Vormittags um 9 Uhr, in hieſiger Gerichts⸗ 
Kanzlei entweder perſonlich oder durch mit 
vollftändiger Information und geſetzlicher Voll: 
macht verfehene Manda arien, wozu ihnen die 
Herren Juſtizräthe Franzki in Löwenberg, 
Hälſchner in Hirſchberg und der Juſtizkom⸗ 
miſſarius Görlitz in Greifenberg in Vor⸗ 
ſchlag gebracht werden, zu erſcheinen, ihre 
Forderungen anzumelden und gehörig zu be⸗ 
ſcheinigen, ſich auch über die Beibehaltung 
des vorläufig beſtellten Interims⸗Kuratoris 
und Kontradiktors, Juſtizkommiſſarius Bulla 
zu erklären. 

Diejenigen Gläubiger, welche ſich bis zu 
oder in dem Termine nicht melden, werden 
bald nach demſelben, in Gemäßheit ber aller: 
höchſten königl. Kabinets⸗Ordre vom 15. Mai 
1825 mit allen ihren Anſprüchen an die Maſſe 
präkludirt und es wird ihnen deshalb gegen 
die übrigen Kreditoren ein ewiges Stillſchwei⸗ 
gen auferlegt werden. 

Da übrigens gegen den Gemeinſchuldner 
Friedrich Wihelm Kretſchmer wegen muth⸗ 
willigen Bankerut und Veruntreuungen die 
Kriminal- Unterfxdhung eröffnet worden, fo 
wird derfelbe zu obigem Termine unter der 
Warnigung vorgeladen, daß bei ſeinem Aus⸗ 
bleiben mit der Unterſuchung und Beweisauf: 
nahme in contumatiam verfahren, er feiner 
etwaigen Einwendungen gegen Zeugen und 
Dokumente, wie auch aller ſich nicht etwa 
von ſelbſt ergebenden Vertheidigungsgründe, 
verluftig geben, demnächſt nach Ausmittelung 
der angeſchuldigten Verbrechen auf die geſetz⸗ 
liche Strafe und dieſe an feiner Perſon, fo: 
bald man ſeiner habhaft wird, vollſtreckt wer⸗ 
den ſoll. 

Greiffenſtein, den 15. September 1848. 
Gräflich Schaffgotſch'ſches Gerichts-Amt der 
Herrſchaft Greiffenſtein. 

— — — 
Bekanntmachung. 

Da der am 10ten d. Mts, in Bezug auf 
die Verdingung der Verpflegung der Gefan⸗ 
genen hieſiger Strafanſtalt abgehaltene Ter⸗ 
min klin entſprechendes Reſultat gegeben hat, 
fo fol auf Befehl der königlichen hochlöbli— 
win Regierung zu Breslau, Mittwoch den 
29 ſten d. M. im Geſchäftslokal der Anftalt, 
in den Stunden von 3 bis 6 uhr Nachmit⸗ 
tags, ein nochmaliger Termin abgehalten 
werden. 

Brieg, den 23. November 1848. 

Der Direktor der königlichen Strafanſtalt. 
v. Rönſch. 


Auktion. 

Mittwoch den 29. d. M. und die folgen⸗ 
den Tage, von 9 uhr an, wird der ſämmt⸗ 
liche Nachlaß des Pfarrers Wenzel zu 
Neukirch bei Breslau gegen gleich baare 
Bezahlung öffentlich verſteigert werden. Der 
Verkauf der Pferde, ſehr nutzbaren Kühe, 
Schweine und Wirthſchaftsgerathe wird Don⸗ 
nerſtag den 30. d. M. erfolgen. 

Die Nachlaß⸗Exekutoren. 


Büttnerſtraße Ar. 26 
iſt eine Wagenremiſe nebſt Wohnung zu ver⸗ 
miethen, wovon auch einzelne Wagenplätze 
abgelaſſen werden; Näheres Nikolaiſtraße im 
grünen Löwen. 


Druck und Verlag von Graß, Barth und Comp. 
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erwitz ſollen die pro 1849 zum Ab: | 


Ediktalladung. 
Der Kaufmann Karl Wilhelm Jan naſch, 


Johann Gottfried Jannaſch's, Kattundruckers 
hier, ſowie 

der Hutmachergeſelle Friedrich Samuel 
Bauch, geboren am 16. April 1758, ein 
Sohn weil. Gottlob Traugott Bauch's, Gla⸗ 
ſermeiſters hier, haben ſich ſeit 20 und mehr 
Jahren von hier entfernt und es iſt ſeitdem 
über ihr Leben, Aufenthalt oder Tod keine 
Nachricht anher gelangt. 

Auf Antrag ihrer Geſchwiſter werden die⸗ 
ſelben bei Strafe der Todeserklärung und 
Ausant wortung ihres nach der letzten Rech⸗ 
nungablegung Seiten des für ſie zum Ab⸗ 
weſenheitsvormund beſtätigten Hutmacher⸗ 
meiſters Samuel Gotthelf Hirſchoff hier und 
zwar bei Jannaſch 582 Rtl. 29 Nur. 
5 Pf., bei Bauch aber 81 Rtl. 6 Nor. 
1Pf. betragenden Vermögens an die zunachſt 
Berechtigten, ingleichen bei Verluſt der Wie⸗ 
dereinſetzung in den vorigen Stand, ſo wie 
Alle, die als Gläubiger, Erben oder ſonſt 
Anſprüche auf letzteres zu haben glauben, 
bei Strafe des Ausſchluſſes, Verluſt iheer 
Anſprüche und der Wicdereiniegung in den 
vorigen Stand peremtoriſch geladen, 

den 30. April 1849 

an Landgerichte ſtelle hier geſetzlich zu er: 
ſcheinen, ſich genügend zu rechtfertigen 
und ihr Vermögen in Empfang zu neh⸗ 
men, fo wie resp. ihre Anſprüche anzuzeigen, 
und zu beſcheinigen, hierüber mit dem zu bir 
ſtellenden Contradictor ſo wie reſp. unter ſich 
rechtlich zu verfahren, binnen ſechs Wochen 
zu beſchließen, ſodann 

den 15. Juni 1849 
der Inrotulation der Akten und 

den 16. Juli 1849 
der Publikation eines Erkenntniſſes, das zu 
Strafe der Nichterſchienenen Mittags 12 Uhr 
für publicirt erachtet werden wird, ſich zu 
verſehen. 

Löbau im Königreiche Sachſen, den 

23. Auauft 1848. 
Das königl. ſachſiſche Landgericht daſelbſt. 
Priber. 


Copirmaſchinen in Folio und Quart, ſowie 
Siegel: und Korkpfropfen-⸗Preſſen empfing in 
vorzüglicher Qualität: 

C. H. Cubaſch, Eliſabetſtr. Nr. 15. 


5 Nthl. Belohnung 
erhält der ehrliche Finder eines verloren ges 
gangenen Wurzelkobers mit Eiſenblech, wor⸗ 
in eine Brieftaſche mit Papieren 0: ne Werth, 
von dem Gaſtwirth Piefel, Friedrich⸗Wil⸗ 
helmsſtraße Nr. 5. 


Friſche Auſtern 
bei Ernſt Wendt. 


Von den lange erwarteten ſchönſten 


Meſſiner⸗Aepfelſinen 


empfingen die erſte Sendung und empfehlen: 


Gebr. Knaus, 


Kränzelmarkt Nr. 1. 


Friſches Rehwild 


den ſtärkſten Rücken 1 Rthl. 10 Sgr. und 
1 Rthl. 15 Sgr., die ſtärkſten Keule 1 Rthl. 
5 Sgr.; 


friſche böhm. Faſanen 
das Paar 1 Rthl. 10 Sgr. empfiehlt: 
Frühling, Wildhändlerin, 
Ring Nr. 26, im goldenen Becher. 


1 Zu vermiethen 
an ruhige Miether und zu Termin Oſtern k. 
J. zu beziehen iſt Nadlergaſſe Nr. 3 im 
Den Stock eine freundliche Wohnung von 
3 Stuben, 2 Alkoven, Küche nebſt geſchroſ⸗ 
fenem Enträe und Beigelaß. Näheres beim 
Hauseigenthümer zu erfahren. 


1 


* 3 5 
Eine Brille 
in Gold gefaßt, iſt verloren worden und © 
halt der ehrliche Finder bei Abgabe 
ſelben eine angemeſſene Belohnung! 3 
kernſtraße Nr. 1 im Geſchäftslokal. = 
Eine ſeit 50 Jahren, anerkannt im bee 
Betriebe ſich befindende Klempnerei, it 79 
gen erfolgtem Todesfall, ſogleich mit all 
Werkzeug und Vorrath billig zu überlaſſeh 
Näheres beim Gaſtwirth Schmid t. mil 
denen Zepter, Schmiedebrücke Nr. 22. 


Friſche ſtarke Haſen 
gut geſpickt, das Stück 13 Egr., friſche Naß 
keulen das Stück von 20 Sgr. an, Reh 
ken das Stück von 25 Sgr. an empfiehlt; 

C. Buhl, Wildhändter, 
Ring (Kränzelmarkt-) Ecke im 1. Keller links. 


Friſche Haſen 
a 1214 Sgr., wie friſches feiſtes Rehwild, 
auch friſches Schwarzwild, desgl. Faſan 
und Rebhühner, ſammtlich zum dllligſte 
Preiſe offerirt: 
J. Seeliger, Neumarktecke, 


Friſche Haſen 


geſpickt, das Stück 13 Sgr., friſche Rehkeu⸗ 
len das Stück 25 Sgr. bis 1 Rthl. 5 Sgr. 
Rehrücken von 25 Sgr. bis 1 Rthl. 10 Sgr. 
Vorde. keuſen 6—7 Sgr., friſche böhmilht 
Faſanen das Paar 1 Rthl. 10 Sgr. em“ 
pfiehlt: N. Koch, Wildhändler, 
Ring Nr. 9, neben den 7 Kurfürſtel, 
Engliſchen Stahl in den Dimenſtonen von 
% G“ bis 24% DO” zu äußerſt billigen 
Preiſen empfiehlt: mi 


C. H. Cubaſch, Elifabetfir. Nr. 


Von neuen 
Cath. Pflaum en, 
Muſchkat Traubenroſiuen, 
Kieler Sprotten und 
Teltower Rübchen 
empfingen wieder Zufuhr und offeriren billigt! 


Gebr. Knaus, 


Kränzelmarkt Nr. 1. 5 


Ohlauer Straße Nr. 56 iſt eine Wohnung 
von 2 Stuben, Kabinets, Küche dc. billig z 
vermiethen und bald zu beziehen. 


Zu vermiethen 
ſind vom 1. Dezember ab zwei Stuben von 
2 und 1 Fenſter, möblirt, mit ſchöner Aus“ 
ſicht, am Schweidnitzer Stadtgraben Nr. 12. 
Näheres im Hauſe dritte Etage die Wende 
treppe rechts. 


Erſte Etage, 4 Zimmer, auf der Herrenſtr. 
Nr. 14, iſt von Oſtern an zum Preiſe von 
125 Rthir. zu vermiethen. Das Quortier 
wird ſeit 12°, Jahren ſchon vom Mlether 
benutzt, und giebt derſelbe fo wie der Haus“ 
eigenthümer Auskunft. 


Angekommene Fremde in Zettlitzs Hotel, 
Gutsbeſ. v. Treskow a. Baumgarten d 
Greiffenberg. Oberamtm. Braue a. Roth“ 
ſchloß. Offizier v. Parua a. Burow. Stu' 
dioſus Gajewski a. Wollſtein. Gutsbeſ. Gr. 
v. Poſadowski a. d. Großherzogthum Poſen. 
—— 


Breslauer Getreide-Preiſe 


am 23. November. 


Sorte: beſte mittle geringſte 
— — — 

Weizen, weißer 57 Sg. 52 Sg. 46 © 
Weizen, gelber 36 „„ 51 „ 44 „ 
Roggen , On ra 
Gerſte „% e e eee 
Hafer a, lde d ne 


Breslau, den 23. November. 


(Amtliches Cours⸗Blatt. 
Dukaten 063, Br. 


Geld- und Fonds⸗Courſe: p 
Kaiſerliche Dukaten 96%, Br. 


Rand 


Friedrichsd'or 113% Br. Louisd’of 


113 Br. Poeiniſches Courant 637 Br. Oeſterreichiſche Banknoten 03 ¼, Br. Sechand“ 


lungs⸗Prämien⸗Scheine 92 Br. 
herzoglich Pofener Pfandbriefe 4% 951, 
briefe à 1000 Rtl. 3% 
Pfandbriefe 4% alte 
nitz⸗Freiburger 4% 86 ½% Br. 

Krakau⸗Oberſchleſiſche 42¼ Br. 


2 Monat 142% Gld. 


Monat 150%, Gld., keine Sicht 151 Br. 


Berlin, den 22. November. 
Eiſenbahn⸗Aktien: 


bez. u. Gld. 
113% 
Bei ziemlich lebhaftem Umfag in Fonds 
fernere merkliche Preiserhöhung und ſchloſſen 


Staats⸗Schuld⸗Scheine per 100 Rtl. 
Br., neue 3 ½ % 78% Br. 
„ 90% Br., Litt. B. 4% 
91 Gid., neue 91 Gld. — Eiſenbahn⸗Aktien: Breslau⸗Schweid 
Oberſchleſiſche 3 ½ % litt. A. 89%, Br., Lütt. B. 80 4 BE 
Niederſchleſiſch Märkiſche 3 ½ % 67 Gld. 
31 „ 74 Gid. Friedrich⸗Wilhelme⸗Nordbahn 40 Gld. — Wechſel⸗Courſe: Amſterda 
Berlin 2 Monat 99%, Gld., keine Sicht 100 1 Br. 


Br. Balve 12% bez. Polniſche Pfandbriefe 4% neue 91 ½% zu machen. 


3% 8 Des ers 
{ ande 
9%, Sid, 3½% 81% 3 


Köln- Winden 
Hamburg 2 
London 3 Monat 6. 25%, Gld. 


Koln⸗Mindener 3 ¼ % 75½ etw. bez. 
Niederſchleſiſche 3½ % 08 1 
% 89 Gib, Derr, 


Kleinigkeit 
Friedrichsd ot 


eine 


Gld., neue 3½ % 78 Gib, 


— Eiſenbahn⸗Aktien erfuhren mehrere 
eſt. 


Redakteur: Nimbs. 


